z 
| 7. September 1910 | 


Schweß Konsum Verein 


an des Verbands schweiz. Konsumvereine 


Motto: Das Schweizervotk kann seine wirtschaftliche Selbständigkeit gegenüber dem Ausland nur 
behaupten und im Innern zu grösserem Wohlstand und häherer sozialer Gerechtigkeit nur fort- 
schreiten, wenn es seine Konsumkraft organisiert. Die genossenschaftliche Zusammenfassung dieser 
Kraft ist daher für uns eine Lebensfrage: sie ist unsere nationale Aufgabe im . Jahrhundert. 


Der 
genoſſenſchaftliche Groß 
einkauf in der Schweiz. 
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Verband ſchweiz. Konſumvereine 


Kreis X, Vorort Baden. 
Kreiskionferenz 


Sonntag, den 25. Sept. 1910, vormittags 10 Uhr, 
im Gafthof z. Sternen in Bremgarten (Aargau). 


Traktanden: 

. Appell. 

Verleſen des letzten Protokolls. 

. Nechnungsablage pro 1909. 

Wahl des Vorortes. 

Wahl des Vorſtandes. (Präſident und Aktuar haben 
dem Vorort anzugehören. Zur Wahl der übrigen drei 
Vorſtandsmitglieder werden von der Konferenz drei 
weitere Verbandsvereine beſtimmt, welche dann die 
Wahl vorzunehmen haben. Art. 3 der Statuten.) 

. Bejtimmung des nächſten Verſammlungsortes. 
Gemeinſchaftliches Mittageſſen. (Reſtaurant Waag. 
Nachher Fortſetzung der Verhandlungen. 

Referat: „Der Geldverkehr der Verbandsvereine mit 
der Zentralſtelle.“ Referent: Herr Jäggi, Präſident 
der Verwaltungskommiſſion des V. S. K. 

Mitteilungen über den Warenmarkt. 

Allgemeime Umfrage. 


S e 
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Obſchon der Verſammlungsort nicht im Zentrum des 
X. ſtreiſes gelegen iſt, erwarten wir dennoch ein zahl— 
reiches Erſcheinen. 
Mit genoſſenſchaftlichem Gruß 
Für den Vorſtand des X. Kreiſes: 
Der Präſident: Joh. Glattſelder. 
Der Aktuar: 3. Keller. 


NB. Um die genaue Teilnehmerzahl für das Mittageſſen zu 
ermitteln, erſuchen wir die Herren Vereinsvorſtände, die Anzahl 


ihrer Delegierten dem Präſidenten J. Glattfelder bis jpäteftens | 


den 23. September mitteilen zu wollen 


Verband ſchweiz. Konſumvereine 


Abteilung Buxeauaxtikel und Buchdruckerei. 


8 — 0 


Schreib⸗ und Geſchäftsbücher aller Art, 


wie: Hauptbücher, Kaſſabücher, Warenbücher, Strazzen in jeder 
gewünſchten Lineatur und Größe und in la. Schreibbücherpapier. — Extra— 
Anfertigungen nach Entwürfen beſorgen wir prompt unter billigſter Berechnung. 


Warenflkontro nach Kartenſyſtem. i 

Inventurbögen und Warenlieferſcheine in Doppelblatt perforiert. 
Nitglieder verzeichnis 
Nitglieder verzeichnis nach Kartenſyſtem. 


Anfertigung von Druckſachen aller Art, 


ſpeziell von Statuten und Einliaufsbüchlein, Lager- und Regi— 
ſtrierkarten, Obligationen, Anteilſcheine, Sparkaflabüchlein etc. 


Vermittlung aller im Bureau zur Verwendung kommenden Artikel. 
Phantaſie- und Anſichtskarten, Papeterien etr. 


mit alphabetiſchem Regiſter. 


e 


| Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. 
Angebot. 


"Xy erheirateter, tüchtiger Bäcker sucht Stelle in einem Konsum- 
verein. Offerten unter Chiftre A. B. 164 an den V. S. K. in Basel 


E im Genossenschaftswesen erfahrener Verwalter, mit gründ— 

licher kaufmännischer Bildung und Sprachenkenntnissen sucht 
anderweitiges Engagement. Offerten unter Chiffre K. A. 160 an den 
V.S.K. in Basel. 


Nachfrage. 


D: Allgemeine Konsumverein in Luzern sucht einen 
durchaus tüchtigen, energischen im Genossenschaftswesen er- 


* Magazinchef 


mit kaufm. Bildung und Kenntnis der Kolonialwarenbranche. Ein- 
tritt sobald als möglich. Salair nach Vebereinkunft und Leistung. 
Schriftliche Offerten sind bis und mit 30. September 1910 zu richten 
an den Präsidenten des Allgemeinen Konsumverein in Luzern. 


| 
| 


Ne Voralberg. Tüchtige, branchenkundige Verkäuferin 
(Lebensmittelbranche) wird per sofort gesucht. Offerten zu 
richten an die Konsumgenossenschaft Dornbirn Voralberg. 


esucht wird in einem grösseren Konsumverein der Ostschweiz 

(Graubünden) eine Bureaugehilfin. Es kann nur eine gewandte 
Rechnerin berücksichtigt werden. Offerten unter Chiffre K. G. 165 
an den V. S. K. in Basel. 


Verband schweiz. Konsumvereine (V. S. K.) Basel. 


Offene Stellen: 


Für unsere Buchdruckerei suchen wir: 

1. einen jüngeren, tüchtigen Setzer; solche mit guten 
Sprach kenntnissen werden bevorzugt. 

2. eine jüngere Einlegerin (unverheiratet), die mit 
sämtlichen Arbeiten, wie Einlegen. Falzen ete. gut 
vertraut ist. 

Offerten sind beförderlich an die Verwaltungs- 
kommission des Verbandes schweiz. Konsumvereine 

(V. S. K.) Basel, Thiersteineralle 14, zu richten. 
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Schweß Honſum Herein; 


a Dr des Verbands ſchweiz Honſumvereine. 


X. Jahrgang. Bafel, den 17. September 1910. 


VIII. Internationaler Genoſſenſchaftskongreß 
in Hamburg. 


Die Entwicklung des Genoſſenſchaftsweſens in 
Gegenwart und Zukunft. 


Die auf Grund der Referate über dieſes Thema und 
der daran anſchließenden Diskuſſion in Hamburg am 
7. September angenommene Reſolution lautet: 

Der VIII. Internationale Genoſſenſchaftskongreß in 
Hamburg erachtet: f 

1. Das in allen Kulturländern von Jahr zu Jahr zu 
immer größerer Bedeutung gelangende Genoſſen— 
ſchaftsweſen iſt eine ſoziale Bewegung, die durch 
Bildung wirtſchaftlicher, auf dem Grundſatze der 
Selbſthilfe ihrer Mitglieder ruhender Vereinigun— 
gen die Wahrnehmung der Intereſſen der Arbeit in 
der Volkswirtſchaft bezweckt. Demgemäß wohnt 
auch allen wahren Genoſſenſchaften die Tendenz inne, 
die Verteilung des Volkseinkommens zu— 
gunſten der arbeitenden Klaſſen zu beein— 
fluſſen, d. h. das aus der Arbeit fließende Ein— 
kommen reſp. ſeine Kaufkraft zu vermehren, das 
arbeitsloſe, lediglich aus dem Beſitze von Produktions— 
und Austauſchmitteln fließende Einkommen Unter 
nehmergewinn, Zins und Rente] dagegen zu ver— 
mindern. 

2. Alle in dieſer Richtung wirkenden Genoſſenſchaften 
ſind, unbeſchadet der Verſchiedenheit ihrer ſozialen 
Zuſammenſetzung und ihrer Wirtſchaftsprinzipien, als 
berechtigt anzuerkennen; jedoch kommt ihnen für 
die Entwicklung des Genoſſenſchaftsweſens ſelbſt wie 
auch für die Entwicklung der allgemeinen volkswirt— 
ſchaftlichen Verhältniſſe eine unterſchiedliche Be— 
deutung zu. 

3. Die den Bedürfniſſen der ſelbſtändig erwerbenden 
Handwerker, Bauern und Pächter dienenden Kredit-, 
Bezugs-, Arbeits-, Verwertungsgenoſſen— 
ſchaften uſw. werden zu dem Zweck errichtet, die 
wirtſchaftliche Stellung und ſoziale Lage der zwar 
nach kapitalitiſchen Grundſätzen wirtſchaftenden, aber 
trotzdem vorwiegend an dem Ertrage ihrer eigenen 
Arbeit intereſſierten Kleinunternehmer zu befeſtigen 
und zu heben. Sie ermöglichen bei zweckentſprechender 
Organiſation die Vermehrung der Produktion durch 
Verbeſſerung der Produktionsmethoden, die Ver— 
ringerung der Betriebskoſten durch Eliminierung 
überflüſſiger Zwiſchenglieder zwiſchen Produzent und 
Konſument und erziehen zu genoſſenſchaftlichem 
Denken und Handeln. 

Die gewerblichen und die landwirtſchaftlichen Ge- 
noſſenſchaften büßen jedoch die erwähnten wirt⸗ 
ſchaftlich und ſozial ſchätzenswerten Eigenſchaften 
ein, wenn ſie dazu benutzt werden, die Preiſe der 


für den Bedarf der arbeitenden Klaſſen produzierten 
Güter zu ſteigern und in einſeitiger Weiſe das Pro— 
duzentenintereſſe auf Koſten der Allgemeinheit durch— 
zuſetzen. Sie wirken dann genau ſo ſchädlich wie 
kapitaliſtiſche Unternehmerkartelle und Truſts. 


. Die von unſelbſtändig erwerbenden Arbeitern ges 


bildeten Produktiv- und Arbeitsgenoſſen— 
ſchaften bezwecken, erſtere zur Verbeſſerung ihrer 
ſozialen Lage in den Stand zu ſetzen, die Ausführung 
von Arbeiten und Dienſtleiſtungen und die Herſtellung 
von Gütern als ſelbſtändige Unternehmer zu beſorgen. 
Sie trachten dieſen Zweck zu erreichen, indem ſie den 
Lohn des Arbeiters durch den Gewinn des Unter— 
nehmers vergrößern. 

Die mit dieſen Produktivgenoſſenſchaften allerorten 
gemachten Erfahrungen laſſen es jedoch wünſchens⸗ 
wert erſcheinen, daß an ihre Gründung nur mit 
größter Vor- und Umſicht herangetreten wird. Sie 
ſcheitern in der Mehrzahl der Fälle ebenſo oft an 
der Schwierigkeit, ausreichende Kapitalien aufzu— 
bringen und ſich einen glatten Abſatz ihrer Produkte 
zu ſichern, wie an dem Mangel einer ſtabilen Ge⸗ 
ſchäftsleitung. Nur wo beſonders günſtige Verhält- 
niſſe vorliegen und insbeſondere der Abſatz geſichert 
iſt, erſcheint deshalb die Gründung von Produktiv- 
genoſſenſchaften ausſichtsreich. 


5. Die Konſumentengenoſſenſchaften, die außer 


den eigentlichen Konſumvereinen auch die Wohn— 
und Baugenoſſenſchaften umfaſſen, haben in den 
kapitaliſtiſch entwickelten Ländern von allen Genoſſen— 
ſchaftsarten die größte Bedeutung für die Wahr⸗ 
nehmung der Intereſſen der Arbeit in der Volks— 
wirtſchaft. und zwar ſowohl wegen des unmittelbaren 
großen praktiſchen Nutzens, den ſie für die Mitglieder 

im Geſolge haben, als insbeſondere auch wegen der 

ihnen zugrunde liegenden Wirtſchaftsprinzipien, durch 

deren allgemeine Ausbreitung und Anwendung die 

Umbildung des kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems 

befördert wird. 

Die Konſumvereine bezwecken, ihre Mitglieder bei 
dem Einkauf und der Beſchaffung von Gütern aller 
Art vor jeglicher Uebervorteilung dadurch zu ſchützen: 

a) daß fie ihnen die Güter in guten, reellen Quali 
täten liefern, 

b) daß fie den Profit des Unternehmers, der die 
Güter zum Verkauf bringt, nach Möglichkeit 
eliminieren. 

Die Vorausſetzung für die Erreichung dieſer Zwecke 
iſt, daß eine möglicht große Anzahl von Konſumenten 
ihren Bedarf in möglichſt weitem Umfange von der 
Konſumgenoſſenſchaft bezieht. In dem Maße als 
die Komſumenten ſich zu Konſumgenoſſenſchaften 
zuſammenſchließen, wird eine Organiſation der 
Kaufkraft des Arbeitseinkommens geſchaffen, 


=] 


die die arbeitenden Klaſſen in den Stand ſetzt, in 
weitem Umfange auch ihre Arbeit ſelbſt genoſſen— 
ſchaftlich zu organiſieren und ſich in eigenen Pro— 
duktionsbetrieben zu beſchäftigen. 

Die durch die Konſumgenoſſenſchaften herbeige— 
führte Organiſation der Kaufkraft kann erfahrungs— 
mäßig nur dann mit dauerndem Erfolge durchge— 
führt werden, wenn an den Grundſätzen der demo— 
kratiſchen Selbſtverwaltung, der Barzahlung, der 
unbeſchränkten Mitgliederzahl, der Anlehnung der 
Bezugspreiſe an die ortsüblichen Tagespreiſe und 
der Rückvergütung des infolge dieſer Praxis ent— 
ſtehenden Ueberſchuſſes nach Maßgabe des Bezuges 
feſtgehalten wird. Im weiteren iſt ihnen zu em- 
pfehlen, auf die Anſammlung eines unbegrenzt an— 
wachſenden und unteilbaren Genoſſenſchaftsvermögens 
Bedacht zu nehmen und den Mitgliedern Gelegenheit 
zu geben, ihre Erſparniſſe in der Genoſſenſchaft an— 
zulegen. Außerdem hat der Konſumverein die Mit— 
glieder mit ſeinen Grundſätzen vertraut zu machen 
und ſie zu genoſſenſchaftlicher Treue zu erziehen. 
Jede Konſumgenoſſenſchaft hat ihr Wirkungsgebiet 
zu begrenzen und dasjenige anderer Konſumvereine 
zu reſpektieren. Eine Konkurrenz zwiſchen Konſum— 
vereinen widerſpricht ihrem Weſen als Organiſationen, 
die nicht Erwerbszwecke verfolgen, ſondern wirt— 
ſchaftliche Funktionen für einen beſtimmten, territorial 
begrenzten Kreis von Konſumenten erfüllen ſollen. 


Die von den Konſumgenoſſenſchaften gebildeten Ver— 


bände zum Großeinkauf und zur Produktion von 
Maſſenartikeln, die Großeinkaufsgeſellſchaften, 
find nicht nur geeignet, die Wirkſamkeit und Aus— 
breitung des Konſumvereinsweſens in nachhaltiger 
Weiſe zu unterſtützen, ſondern auch die konſumge— 
noſſenſchaftlichen Grundſätze auf dem Gebiete der 
Volks- und Weltwirtſchaft erfolgreich zur Anwendung 
zu bringen. Sie ſind imſtande, auf einer großen 
Anzahl von Produktionsgebieten die Arbeit genoſſen— 
ſchaftlich zu organiſieren und produktive Muſterbe— 
triebe ins Leben zu rufen. 

Die teils neben den Großeinkaufsgeſellſchaften ent- 
ſtandenen, teils in organiſcher Verbindung mit ihnen 
wirkenden Konſumgenoſſenſchaftsverbände 
dienen zur Wahrnehmung und Vertretung der Rechte 
der Konſumvereine, zur Abwehr aller gequeriſchen 
Angriffe, zum Ausbau und zur Vervollkommnung 
der genoſſenſchaftlichen Arbeitsmethoden und zur 
Pflege und Organiſation des genoſſenſchaftlichen 
Erziehungs- und Bildungsweſens. 


Durch die Entwicklung ihrer kommerziellen und 


produktiven Betriebe gelangen die Genoſſenſchaften 
aller Art dazu, in wachſendem Umfange Arbeits— 
kräfte zu beſchäftigen. Es iſt ihre Pflicht, den 
Angeſtellten und Arbeitern, die in ihren Dienſten 
ſtehen, vorbildliche Lohn- und Arbeitsbedingungen 
zu gewähren ſowie deren Koalitionsrecht rückhaltlos 
anzuerkennen. Jusbeſondere iſt ihnen der Abſchluß 
von beſonderen Tarifverträgen mit den Gewerk- 
ſchaften zu empfehlen, ſoweit nicht allgemeine Tarife 
zwiſchen dieſen Gewerkſchaften und den Unter— 
nehmern vorliegen. Wo ſolche allgemeinen Tarife 
ſchon vorhanden, ſind ſie von den Genoſſenſchaften 
anzuerkennen und die Durchführung derſelben zu unter- 
ſtützen. 

Die Genoſſenſchaften erwarten andererſeits, daß 
die von ihnen geſchaffenen vorbildlichen Lohn- und 
Arbeitsverhältniſſe durch eine gleichwertige Arbeits- 
leiſtung und muſtergültige Pflichterfüllung gerecht- 
fertigt werden. 


Die Genoſſenſchaftsverbände und einzelnen Ge— 


noſſenſchaften haben ſich zur Fortbildung der ge— 
noſſenſchaftlichen Theorie und Praxis dem Inter— 


nationalen Genoſſenſchaftsbunde anzuſchlie 
ßen. Mit dem Zuſammenſchluß der Genoſſenſchafts— 
bewegung der ganzen Welt zu einer großen inter— 
nationalen Organiſation ſchafft ſie ſich in allen ihren 
Verzweigungen einen univerſellen Mittelpunkt, wo— 
durch die Gemeinſchaftlichkeit ihrer Intereſſen zum 
Ausdruck gebracht und wodurch ferner auf die ge— 
noſſenſchaftliche Entwicklung ſelbſt anregend und be— 
fruchtend eingewirkt wird. 

Die Vereinigung aller Genoſſenſchaften zu einem 
internationalen Genoſſenſchaftsbunde bildet auch ein 
wertvolles Gegengewicht gegen die vielen Differenzen 
unter den verſchiedenen Völkern. Sie führt zu einer 
allgemeinen Verſtändigung der Völker auf Grund— 
lage der Gleichberechtigung und Solidarität und 
| dient inſofern auch dem hohen und ſchönen Ziele, 
die Kulturmenſchheit für einen allgemeinen Welt— 
frieden reif zu machen. 


Der internationale Genoſſenſchaftskongreß 
in Hamburg. 
II. 


Im Nachgang zu dem in letzter Nummer veröffent— 
lichten Vorbericht unſeres —g Mitarbeiters ſeien kurz 
noch die Verhandlungen des zweiten und dritten Kongreß— 
tages (6. u. 7. September) ſkizziert mit dem Bemerken, 
daß eine ausführliche Würdigung der ganzen Kongreß— 
arbeit aus der Feder Dr. Mundings in Bälde erfolgen 
wird, ſobald ſich unſer geſchätzter Mitarbeiter von den 
Folgen eines Unfalles, der ihn leider in Hamburg am 
dritten Kongreßtage betroffen hat, erholt haben wird. 

Am zweiten Verhandlungstag (Dienstag) wurde vom 
Kongreßpräſidium in erſter Linie erwähnt, daß zu den 
Vertretern der bereits im Delegiertenverzeichnis aufge— 
führten Nationen (Belgien, Dänemark, Deutſchland, Frank— 
reich, Italien, Niederlande, Norwegen, Oeſterreich, Ungarn, 
Rumänien, Rußland, Finnland, Schweden, Schweiz, Groß— 
britannien, Argentinien, Japan) nun auch noch ein indi— 
ſcher Genoſſenſchafter ſich eingefunden habe. 

Sodann folgten die Referate, über die Ent— 
wicklung des Genoſſenſchaftsweſens in Gegen— 
wart und Zukunft, die ſchon vorher den Delegierten 
in den drei Kongreßſprachen (deutſch, franzöſiſch, engliſch) 
zugeſtellt worden waren. Da verſchiedene der Berichterſtatter 
an der Teilnahme am Kongreß verhindert waren, wurde 
auf die Verleſung von deren Referaten verzichtet, während 
die anweſenden Referenten ſich damit begnügten, entweder 
den gedruckt vorliegenden Bericht abzuleſen oder einen 
kurzen Auszug aus demſelben mündlich vorzutragen. 
(Verzeichnis der Referenten und Verhandlungsgegenſtände 
iſt in Nr. 28 des laufenden Jahrgangs, Seite 254, ent— 
halten). Die Diskuſſion konnte an dieſem Tage nur von 
drei Rednern benützt werden (Prof. Staudinger, Prof. 
Tönnies, Redakteur Peus), da programmgemäß die 
Wahlen in den Zentralvorſtand an dieſem Vormit— 
tag noch erledigt werden ſollten. 

Die Wahlen erfolgten durchwegs diskuſſionslos nach 
den Vorſchlägen der Mehrheit der betreffenden Landes— 
delegierten; nur bei der Wahl der Vertreter Oeſterreichs 
verſuchten die tſchechiſchen Genoſſenſchaften regionale Lieb— 
habereien der nationalen Einheitlichkeit gegenüber zu ver— 
fechten, allerdings erfolglos. Auch der Delegierte des 
„Genoſſenſchaftsbundes der Stadt Zürich und Umgebung“, 
Herr Dr. Balſiger, verſuchte dagegen zu proteſtieren, 
daß die Mehrheit der ſchweizeriſchen Delegierten Herrn 
Dr. Hans Müller nicht mehr als ſchweizeriſchen Vertreter 
vorſchlug. Da jedoch die ſchwediſchen Delegierten als ihren 
Vertrauensmann Herrn Dr. Müller in Vorſchlag gebracht 
hatten, erachtete der Präſident Maxwell einen ſolchen 

Proteſt als unzuläſſig und entzog dem Proteſtierenden 


das Wort. Herr Dr. Müller iſt feiner Zeit am aller- 
entſchiedenſten gegen die Vorſchrift, daß Einzelmitglieder 
dem J. G. B. angehören können, aufgetreten und die Konſe— 
quenz der Abſchaffung der Einzelmitgliedſchaft iſt eben die, 
daß im Zentralvorſtand nur Vertrauensmänner der dem 
J. G. B. angehörenden Organiſationen Sitz und Stimme 
haben. Tatſächlich beſchränkt ſich die Mitgliedſchaft heute 
ſogar auf die Vertrauensmänner der nationalen Genoſſen— 
ſchafts verbände oder Großeinkaufsgeſellſchaften, 
denn nach dem Endreſultat der Wahl gehören dem Zentral— 
vorſtand nun an die Herren Serwy (Belgien), Jörgenſen 
u. Nielſen (Dänemark), Kaufmann, von Elm, Rade— 
ſtock, Lorenz (Deutſchland), de Boyve, Helies (Frank— 
reich), Gebhard, Tanner (Finnland), Gray, Me. Innes, 
Williams (England), Maxwell, Deans (Schottland), 
Buffoli (Italien), Goed hart (Niederlande), Dehli (Nor- 
wegen), Exner, Karpeles, Fiſer (Oeſterreich), Duca 
Numänien), Totamianz (Rußland), Angſt, Schär 
(Schweiz), Müller (Schweden), Avramowitſch (Serbien), 
Mailah, György (Ungarn). Total 30 Perſonen. 

Gleichen Tags beſtätigte der Zentralverband Herrn 
W. Maxwell als Präſidenten und die engliſchen und 
ſchottiſchen Vertreter als Mitglieder des leitenden Aus— 
ſchuſſes mit dem Rechte, ſich ſelbſt zu konſtituieren. 

Am Nachmittag war Gelegenheit geboten, die Ver— 
waltungsgebäude und Lagerhäuſer der deutſchen Großein— 
kaufsgeſellſchaft und die Buchdruckerei und Dütenfabrik des 
Zentralverbandes zu beſichtigen, welche Gelegenheit von 
den auswärtigen Delegierten gerne benützt wurde. 

Um 6 Uhr fand im Zoologiſchen Garten wiederum 
eine Verſammlung ſtatt, und zwar waren auf Anregung 
des Herrn S. Kaff aus Wien alle Journaliſten und Schrift- 
ſteller, die für die genoſſenſchaftliche Propaganda tätig ſind, 
zu einer Beſprechung eingeladen, die als poſitives Reſultat 
zu Tage förderte, daß Herr Dr. Balſiger aus Zürich bei 
dem Verſprechen, eine Zeitſchrift, in der mehr die theoretiſch— 
ethiſche Seite der Bewegung behandelt werden ſolle, herauszu— 
geben, behaftet wurde, nachdem auf ſeinen frühern Proſpekt 
(Phalanx) ſich nicht genügend Jutereſſe gezeigt hatte, immer— 
hin unter dem Vorbehalte, daß nicht von Seiten des Zentral— 
vorſtandes eine ähnliche Revue herausgegeben werde. 

Inzwiſchen hatte im Zoologiſchen Garten ein Doppel— 
konzert nebſt Feuerwerk begonnen, zu dem ſich neben den 
auswärtigen Delegierten über 30,000 hamburgiſche Ge— 
noſſenſchafter nebſt Angehörigen eingefunden hatten, eine 
rieſige genoſſenſchaftliche Landsgemeinde. Beiläufig bemerkt 
ſpielte ſchließlich doch eine Militärkapelle mit, nämlich eine 
Marinemuſik, der auf Reklamation hin das Spielen vom 
Kommando geſtattet worden war. Anſcheinend glauben 
die Vorgeſetzten, die „Seebären“ ſeien immuner gegen den 
Bazillus der Genoſſenſchaft als die Muſiker der Land— 
armee. 

Am dritten Kongreßtage wurde in erſter Linie eine 
Begrüßungsdepeſche des Ehrenpräſidenten, Lord Grey, 
Gouverneur von Kanada, verleſen und erwidert und dann 
mit abgekürzter Redezeit die Diskuſſion freigegeben, auf 
die ſpäter zurückgekommen werden ſoll. Eine auf Grund 
der Referate ausgearbeitete Reſolution des Zentralvor— 
ſtandes fand einſtimmige Annahme (vergleiche dieſe Reſo— 
lution an erſter Stelle dieſes Blattes). 

Im Namen der belgiſchen, franzöſiſchen, öſterreichiſchen 
und deutſchen Mitglieder des Zentralverbandes ſchlug von 
Elm noch folgende Reſolution vor: 

„Der internationale Genoſſenſchaftskongreß begrüßt, 
ohne auf irgend welche Frage der Politik Bezug zu nehmen, 
den Beſchluß des internationalen Sozialiſtenkongreſſes von 
Kopenhagen, durch den die Einheit und Selbſtändigkeit 
der Genoſſenſchaftsbewegung und der hohe Wert und die 
Bedeutung der Konſumentenorganiſation für die Arbeiter- 
klaſſe anerkannt wird und die Arbeiter aufgefordert werden, 
ik Mitglieder der Konſumvereine zu werden und zu 

leiben. - 
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Der Internationale Genoſſenſchaftskongreß erwartet 
von dieſem Beſchluß eine weſentliche Stärkung der Ge— 
noſſenſchaftsbewegung.“ 

Zu dieſer Reſolution beantragte Schlack (Verband 
weſtdeutſcher Konſumvereine) eine unſeres Erachtens zum 
Teil berechtigte Einſchränkung („unter Ablehnung von 
deren Motivierung“, hätte vielleicht beſſer heißen ſollen: 
„ohne in allen Teilen mit der Motivierung der Kopen— 
hagener Reſolution einig zu gehen“), welcher Antrag mit 
allen gegen 14 (worunter 4 ſchweizeriſche) Stimmen ab- 
gelehnt wurde. In der Hauptabſtimmung wurde die 
Reſolution v. Elm dann beinahe einſtimmig genehmigt. 

Als Sitz des Bundes für die nächſten drei Jahre 
wurde wieder London beſtimmt; in der Abſtimmung, bei 
der die Parteien einander ſehr nahe kamen, wurde be— 
ſchloſſen, 1913 den Kongreß in Glasgow abzuhalten, 
während die ſtarke Minderheit die Einladung nach Wien 
annehmen wollte. 

Um 2 Uhr wurde der Kongreß dann mit den üb— 
lichen Dankesworten gegenüber dem Vorſitzenden und den 
gaſtgebenden deutſchen Genoſſenſchaften geſchloſſen, wobei 
ſpeziell die Anſprachen der Herren Maxwell, Gide und 
Kaufmann großen Beifall fanden. 

Gegen 3 Uhr fuhr ein beinahe unendlicher Zug von 
Mailcoatchs und Breaks vor dem zoologiſchen Garten 
vor, um die Feſtteilnehmer nach den verſchiedenen Be— 
trieben und Häuſerblocks der „Produktion“ und der andern 
Hamburger Einzelgenoſſenſchaften zu führen. Abends 7 Uhr 
fand in den Gaſträumen der Produktion eine Bewirtung 
der Delegierten durch die „Produktion“ ausſchließlich mit 
deren Eigenprodukten ſtatt. Die offizibſen Veranſtaltungen 
wurden abends 9 Uhr im „Gewerkſchaftshauſe“ wieder 
aufgenommen, wo Herr Krolik, der Lichtbilderreferent des 
deutſchen Zentralverbandes und Mitredaktor der konſum— 
genoſſenſchaftlichen Rundſchau, uns zeigte, wie man auch 
kinematographiſche — von ihm größtenteils ſelbſt 
verfertigte — Aufnahmen in den Dienſt der genoſſenſchaft— 
lichen Propaganda ſtellen kann. 

Am Schluſſe dieſes Vorberichtes ſeien jetzt ſchon die 
großartige, vorbildliche Gaſtfreundſchaft der deutſchen Ge— 
noſſenſchaften und deren wertvolle, jedem Delegierten zu— 
geſtellten literariſchen Gaben beſtens namens der Dele— 
gierten unſeres Verbandes und unſerer Verbandsvereine 
verdankt. 


Gewerkſchaften und Genoſſenſchaften. 
Von C. Mutſchler. 
IR 

Die Tatſache, daß wir als Lohnarbeiter ein Intereſſe 
daran haben, unſere Arbeitskraft ſo teuer wie möglich zu 
verkaufen, während unſere Eigenſchaft als Konſumenten 
uns im Gegenteil dazu treibt, die zum Leben nötigen Ge— 
genſtände ſo billig als möglich uns zu verſchaffen, bedingt 
für uns, wie wir geſehen haben, zwei Arten von Pflichten, 
die einander entgegengeſetzt ſind und welche, wenn wir es 
im Geringſten Ernſt nehmen, mit unſern Pflichten als 
Genoſſenſchafter, in unſerm Gewiſſen einen mehr oder 
weniger heftigen Kampf entfeſſeln, ſobald man uns 
auffordert, die zum Leben nötigen Waren und Ge— 
brauchsgegenſtände über ihrem Werte zu bezahlen, wo— 
durch die Kaufkraft unſeres Gehaltes vermindert wird, 
während im Gegenſatz hiezu, wenn wir durch die Genoſſenſchaft 
dazu kommen, die Waren etwas billiger oder in beſſerer 
Qualität zu erhalten, ſich dieſe Kaufkraft etwas erhöht. 
Mit andern Worten: Die Genoſſenſchaft bietet uns den 
Vorteil, mit einem gegebenen Lohnbetrage eine größere 
Summe von Bedürfniſſen zu befriedigen und kommt deshalb 
einer Lohnerhöhung gleich. Ein Beiſpiel wird das beſſer 
erklären als alle Theorie: 

Die Genoſſenſchaften von Glasgow und Umgebung 
ſind übereingekommen, die Herſtellung des durch ſie ver— 


| 


| 
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mittelten Brotes in einer einzigen großen Fabrik zu fon- 
zentrieren, ſtatt jede einzelne eine Bäckerei zu betreiben. 
Dieſe durch Konſumgenoſſenſchaften gegründete Produftiv- 
genoſſenſchaft, die alſo vollkommen im Beſitz und unter 
der Leitung der Konſumenten ſteht, ſtellt jährlich für 
über acht Millionen Franken Brot und Backwaren her, 
beſchäftigt über 1000 Arbeiter und wirft einen jährlichen 
Ueberſchuß von über einer Million Franken ab. Ein Teil dieſes 
Ueberſchuſſes kommt den angeſchloſſenen Genoſſenſchaften, 
ein anderer den im Betriebe beſchäftigten Arbeitern zu.“) 

Letztere erhalten hievon pro Kopf Fr. 138. Dazu 
arbeiten ſie nur 8 Stunden im Tag, erhalten pro 
Woche Fr. 1.25 mehr Lohn als der Gewerkſchaftstarif 
fordert, was im Jahre ebenfalls einen Mehrbetrag von 
Fr. 65 ausmacht. Die meiſten von ihnen beziehen 
als Mitglieder einer Konſumgenoſſenſchaft jährlich eine 
durchſchnittliche Rückvergütung von Fr. 117. Durch alle 
dieſe Faktoren wird das durchſchnittliche Einkommen eines 
Konſumenten und Arbeiters dieſer Produktivgenoſſenſchaſt 
um den Geſamtbetrag von Fr. 319 erhöht. 

Setzen wir nun einmal voraus, daß dieſe Genoſſen— 
ſchaften ſoweit möglich dasſelbe mit allen Artikeln durch— 
führen würden, welche ſie vermitteln, daß ſie alſo durch 
ihre Großeinkaufsgenoſſenſchaft Teigwaren, Schuhe, Kleider, 
Möbel, Wohnungen (letztere mit Hilfe ihrer Sparkaſſen) 
zꝛc. herſtellen. Dieſes alles geſchieht in täglich ſteigendem 
Maße in England, und dort ſind auch alle Chancen vor— 
handen, daß ſich das abſolute Einkommen dieſer produ— 
zierenden Konſumenten dadurch noch mehr erhöhen wird. 
Und was die Hauptſache iſt, dieſe Erhöhung des Ein— 
kommens iſt nicht die Frucht der Ausbeutung des Menſchen 
durch den Menſchen — wie ſollten ſich Glieder einer Familie 
oder derſelben Gemeinſchaft ſelbſt ausbeuten können — ſie 
iſt zu Stande gekommen weder durch eine Schädigung des 
Konſumenten noch des Produzenten. Das Kapital und 
die Mittel der Produktion dienen nicht mehr einer Minder— 
heit, ſondern der Gemeinſchaft. Sodann kann jeder frei 
in die Genoſſenſchaft eintreten. Das Kapital kann nicht 
mehr den Arbeiter unterjochen, denn er verfügt darüber 
und nimmt daran Teil mit dem gleichen Rechte wie die 
andern. Es kann alſo theoretiſch wenigſtens nicht mehr 
von einer Lohnfrage im Sinne des Klaſſenkampfs die Rede 
ſein, denn das Charakteriſtikum des Lohnes exiſtiert in 
dieſer Gemeinſchaft nicht mehr. 

Dagegen ſind die Genoſſenſchaften gezwungen, wenn 
ſie zu dieſem Ziele gelangen, alſo ſich entwickeln und die 
privatkapitaliſtiſche Konkurrenz ſchlagen wollen, ſich den 
ſie umgebenden ökonomiſchen Bedingungen zu fügen und 
anzupaſſen und der ſich bietenden Mittel zu bedienen. 
Es iſt aber auch nicht weniger notwendig, daß die von 
dieſen Genoſſenſchaften beſchäftigten Arbeiter und Angeſtellten 
die ihnen auferlegten Pflichten gewiſſenhaft und vollſtändig 
erfüllen, daß ferner ihr nomineller Lohn nicht zu viel den 
in den Konkurrenzunternehmungen gebräuchlichen überſteigt, 

) Anmerkung. Dieſer Ueberſchuß enthält ebenſo gut das 
Produkt der Arbeit wie das Reſultat einer geſchickten und rationellen 
Organiſation der Produktion und der Diſtribution. Es iſt nicht 
mehr als gerecht, daß er unter dieſe beiden Elemente verteilt wird. 
Jedenfalls wären die Arbeiter ſchlecht beraten, wenn ſie den ganzen 
Ueberſchuß für ſich reklamieren wollten. Zunächſt weil der Betrieb 
nicht von ihnen geſchaffen wurde, ſondern zur beſſern und öko— 
nomiſchern Befriedigung von Bedürfniſſen der Geſamtheit, nicht wie 
es der Kapitalismus macht. Sodann weil ſein Ertrag vor allem 
durch die vorangegangene Organiſation der Konſumenten ermöglicht 
wurde. Um ein anderes Veiſpiel anzuführen: Wenn eine Eiſenbahn 
durch den Transport einer Million Reiſender in einem Jahre mit 
Mühe dazu kommt, ihre Verpflichtungen zu erfüllen, und wenn ſie 
nun ein anderes Jahr mit nahezu den gleichen Unkoſten die doppelte 
Anzahl Reiſender transportiert und ihren Eigentümern einen be- 
deutenden Gewinn abwirft, ſind es da wohl die Arbeiter, welche 
durch ihre Arbeit dieſes Reſultat erzielt haben? Nein, denn ihre 
Arbeit war dieſelbe, das Material oder, wenn wir wollen, die Ge- 
legenheit wurde durch die Geſamtheit nur beſſer ausgenützt. Nun 
iſt es abſolut das Gleiche bei der Genoſſenſchaft; es iſt ihre ökono⸗ 


miſche Ueberlegenheit, welche ihre Kraft bildet und ihre Ueberlegen- 
heit garantiert. 


denn dadurch würden fie zugleich die Entwicklung der 
genoſſenſchaftlichen Organiſation und den Eintritt anderer 
Arbeiter — auch Proletarier wie ſie — in den Dienſt der 
Gemeinſchaft verhindern und das Schauſpiel einer voll— 
ſtändigen ökonomiſchen Lostrennung von ihren Genoſſen 
und ihrer Klaſſe bieten. 

Dieſes Beiſpiel, ſinngemäß verallgemeinert, enthält 
alſo die ganze Löſung des großen Problems, des Kon— 
fliktes zwiſchen unſern Pflichten als organiſierte Konſu— 
menten und als Lohnarbeiter oder Gewerkſchafter. 

Der Kapitalismus hat aber unſer Gehirn, bezw. 
unſer Denken dermaßen beeinflußt und mißformt, wir 
ſind in ſeinen Sinnestäuſchungen und Blendwerken ſo be— 
fangen, der tägliche und tatſächliche Klaſſenkampf hat uns 
dergeſtallt daran gewöhnt alles, auch die Genoſſenſchaſten 
unter dieſem Geſichtswinkel zu betrachten, daß man die 
Schwierigkeit der meiſten Gewerkſchafter begreifen kann, 
ſich von dieſer Voreingenommenheit zu befreien und eine 
andere Form der Arbeit, der Produktion und der Ver— 
teilung, als die beſtehende, zu erfaſſen, und man es wohl 
verſtehen kann, daß es ihnen noch nicht möglich iſt, den 
wahren Wert der Genoſſenſchaften zu begreifen, um ſo 
mehr als man weiß, daß die Vorſtellungen vieler Gewerk— 
ſchafter durch ebenſo vage als unfruchtbare Träumereien 
verwirrt ſind, die ſich zu einer Art Kommunismus ver— 
dichten, von dem ſie nur das eine wiſſen, daß er ihnen 
wie der Meſſias der jüdiſchen Legende die Befreiung von 
allen Uebeln bringen ſoll, unter denen ſie leiden, und die 
ihr Herz zerreißen. 

Ein anderer Vorwurf, den die Gewerkſchaften den Ge— 
noſſenſchaften gegenüber erheben, beſteht darin, daß letztere, 
bevor ſie dazu kommen, ſelbſt für ihre Bedürfniſſe zu pro— 
duzieren — denn das iſt der eigentliche Zweck der Ge— 
noſſenſchaft — genötigt find, die Produkte von den Unter— 
nehmern zu beziehen und dadurch gewiſſermaßen mitſchuldig 
werden an den ſchlechten Arbeitsbedingungen, welche dieſe 
Unternehmer ihren Arbeitern bieten, da die Genoſſenſchaften 
eben ihre Lieferungen zu den für ihre Mitglieder vorteil— 
hafteſten Bedingungen beziehen müßten. Doch auch da 
muß man die Dinge auseinanderhalten. Daß im Allge— 
meinen bei gleichen Offerten der Lieferant bevorzugt wird, 
der aufs genaueſte die tarifmäßigen Forderungen der Ar— 
beiter anerkennt oder ſich wenigſtens zur Anerkennung 
verpflichtet, wird man nicht beſtreiten können. Dagegen 
würde der Vorwurf mit Recht erhoben, wenn die Mög— 
lichkeit des billigern Einkaufes ſtatt in einer Verbeſſerung 
der Produktionsmethoden in einer Ausbeutung der Arbeiter 
zu niedrigern als den normalen Tarifbedingungen begründet 
wäre. Aber in dem einen wie in dem andern Falle ſind 
es vor allem die Gewerkſchaften ſelbſt, auf welche die Ver⸗ 
antwortlichkeit für dieſen Stand der Dinge zurückfällt. 
Es iſt ihre Sache zu verhindern, daß jene Unternehmer 
eine Ueberlegenheit über ihre Konkurrenten zum Schaden 
des Lohnes oder der Arbeitszeit ihres Perſonals erhalten. 
Die Genoſſenſchaften können da nur durch eine Unter— 
ſtützung des Kampfes intervenieren.“) Wir brauchen nur 
die Praxis im Buchdruckereigewerbe zu betrachten, um zu 
verſtehen, was wir damit ſagen wollen. Was würden z. B. 
jene gleichen Gewerkſchafter, die alle Augenblicke die Ge— 
noſſenſchaft der Ausbeutung ihres Perſonals anklagen, ſagen, 
wenn ſie ihre Druckaufträge in der Druckerei des allgemeinen 
Arbeiterbundes (Confédération générale du travail) teurer be— 
zahlen müßten als in andern Druckereien unter dem Vorwande, 
daß es doch nicht anginge, daß die Druckerei des Arbeiter— 
bundes die von den Angeſtellten geltend gemachten Forde— 
rungen zurückweiſe, ſondern daß fie in ihrem ganzen Um- 
fange reſpektiert werden müßten? Würden ſie es nicht 
ganz gerechtfertigt finden, daß der Arbeiterbund dieſe 
Forderungen in ihre tarifmäßigen Schranken zurückwieſe, 
wenn ſie nicht ihre eigene Unternehmung gefährden wollen? 


Man vergleiche hiezu die Beſchlüſſe des Münchener Genoſſen- 
ſchaftstages dieſe Beziehungen betreffend. 


Warum ſich alſo über das, was fie bei der eigenen 
Druckerei gerechtfertigt finden, bei den Genoſſenſchaften be— 
klagen und nicht geſtatten wollen, daß die Genoſſenſchaften 
das gleiche Recht für ſich beanſpruchen? 

Die gewerkſchaftlichen Forderungen finden ihre un— 
vermeidlichen Grenzen da, wo ſie das Konſumentenintereſſe 
der Arbeiterſchaft zu verletzen beginnen und das ſelbſt un- 
abhängig vom Klaſſenkampf. Tatſächlich geſchieht es für 
und durch die Genoſſenſchaft, wenn der gewerkſchaftlich 
organiſierte Arbeiter einzuſehen beginnt, daß, wenn nur 
eine Gruppe der Produzenten zu viel für ſich nimmt, die 
Geſamtheit der Konſumenten — und das find wir alle 
— verliert, und in dem Momente, wo wir das einer 
einzigen Gruppe geſtatten, haben wir kein Recht mehr, 
die andern zurückzuweiſen, wenn ſie die nämlichen Vorteile 
— um nicht zu ſagen die gleichen Privilegien — verlangen. 
Die Folge wird die ſein, daß nicht nur die Schwächſten 
im Kampfe um die Güter des Lebens die erſten Opfer 
ſind, ſondern daß wir alle geopfert werden, die einen wie 
die andern. 

Das Recht des Konſumenten ſoll den Vorrang haben 
vor dem des Produzenten und beſitzt ihn tatſächlich auch, 
denn in letzter Linie hängt es von den Konſumentenorgani— 
ſationen ab, die benötigten Produkte zu kaufen oder nicht 
zu kaufen, die Dienſte der Produzenten anzunehmen oder 
(im Konfliktsfalle) zurückzuweiſen, was die Geſamtheit der 
Konſumenten um ſo leichter kann, je mehr ſie die Ober— 
Mi über die Mittel der Produktion und des Abſatzes 
erhält. 

Dieſes Argument der Macht trifft zuſammen mit dem 
der Gerechtigkeit und der Solidarität aller Volksgenoſſen, 
denn wenn wir die Ausbeutung des Menſchen durch den Men— 
ſchen abſchaffen wollen, dürfen wir nicht einzelnen Produ— 
zentengruppen geſtatten, die Gemeinſchaft auszubeuten, 
wie auch die Gemeinſchaft nicht dulden kann, daß die 
Produzenten ſich mit Recht über Ausbeutung beklagen 
können. Aber noch mehr deswegen muß das Recht des 
Konſumenten demjenigen des Produzenten vorangehen, 
weil in dem Gemeinweſen der Gerechtigkeit, zu dem die 
Genoſſenſchaften die Keime bilden, nicht mehr produziert 
wird, um Profit zu machen, ſondern um die Bedürfniſſe 
zu befriedigen, was beſagen will, daß nach der Natur der 
Dinge die Produktion durch die Konſumation geregelt 
werden muß, daß ſie nur auf dieſe Weiſe geregelt werden 
kann. Indem die Genoſſenſchaft die täglichen Bedürfniſſe 
ihrer Mitglieder vertritt und dafür ſorgt, daß das durch 
die vergangenen Generationen angeſammelte gemeinſame 
Eigentum nicht vergeudet, ſondern vermehrt den kommenden 
Geſchlechtern überliefert wird, iſt es unausbleiblich, daß 
das Recht der Konſumenten ſich immer mehr mit dem der 
Geſamtheit der Volksgenoſſen, d. h. mit dem eigentlichen 
Lebensprinzip des Gemeinweſens indentifiziert. 

Wird dagegen das Recht der Produzenten dem der 
Konſumenten vorausgeſtellt, ſo würden wir wieder 
in die alte Ordnung zurückfallen, und das individualiſtiſche 
Syſtem der Konkurrenz und der Privilegien vertauſchen 
gegen eine andere Anarchie von Gruppierungen oder Ver— 
bindungen von Produzenten, welche von neuem als die 
Stärkern für die ſchwächern Geſetze machten. Es iſt aber 
tatſächlich für unſere Logik nicht annehmbar, daß eine 
ſolche Zukunft als Ziel des Klaſſenkampfes und der ge— 
werkſchaftlichen Organiſation zu betrachten ſei. 

Daraus folgt, daß die Lehre der Gewerkſchaftsbewe— 
gung ſich ſelbſt nicht vollſtändig zu ſtützen und auf die 
Dauer aufrecht zu halten weiß, daß die Vorſtellungen, welche 
ſich von Schlagworten wie: „die Minen den Bergleuten“, „die 
Eiſenbahnen den Eiſenbahnern“, „die Schule den Lehrern“ 
ableiten laſſen, ebenſo abſurd wie antiſozial ſind, daß 
das hauptſächlichſte Exiſtenzrecht der gewerkſchaftlichen Aktion 
in dem Kampfe gegen die kapitaliſtiſche Ausbeutung des 
Menſchen durch den Menſchen beſteht, daß dieſer Kampf 
ferner nur dann einen Sinn erhält, wenn er darauf abzielt, 
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den Kollektivvertrag immer mehr zu Gunſten der Arbeit 
zu verbeſſern, ſo daß die menſchliche Arbeitskraft und die 
ſie repräſentierende menſchliche Perſon nicht mehr als Ware 
oder als Inſtrument zum Profitmachen betrachtet und 
behandelt werden kann, ſondern daß dieſe Arbeitskraft 
im Gegenteil immer mehr dem fatalen Geſetze des Ange— 
botes und der Nachfrage entzogen wird. 

Wir kommen ſomit zu dem Schluße, daß die Aufgabe 
der Gewerkſchaften im Klaſſenkampfe ſich zu erſchöpfen be- 
ſtimmt iſt oder, mit andern Worten, daß die Haltung 
der Gewerkſchaften den Genoſſenſchaften gegenüber nicht 
die des Klaſſenkampfes ſein kann, ſondern nur noch die 
durch die Wahrung der berufllichen Intereſſen gebotene. 


Die Beamten⸗Penſionskaſſe „Naiffeiſen“. 
Von F. Hellwig, Königsberg. 
(Schluß.) 

Was die Mitgliedſchaft bei der Penſionskaſſe betrifft, 
ſo enthält das Statut darüber folgende Beſtimmungen. 

Zur Mitgliedſchaft ſind berechtigt außer den Beamten 
der Landwirtſchaftlichen Central-Darlehnskaſſe für Deutſch— 
land, den Beamten des Generalverbandes ländlicher Ge— 
noſſenſchaften für Deutſchland und der ſelbſtändigen, dem 
Generalverband angeſchloſſenen Provinzial- und Landes— 
verbände, den Beamten der der Landwirtſchaftlichen Central— 
Darlehnskaſſe für Deutſchland gehörigen Chemiſchen Fabrik 
„Unitas“ und der Penſionskaſſe ſelbſt die Beamten des 
Reichsverbandes der deutſchen landwirtſchaftlichen Genoſſen— 
ſchaften in Darmſtadt, die Beamten der dieſem ange— 
ſchloſſenen Provinzial- und Landesverbände, Zentralge— 
noſſenſchaften und Hauptgeſchäftsanſtalten, ferner die Be- 
amten aller dem Generalverband oder dem Reichsverband 
angeſchloſſenen Genoſſenſchaften und die Beamten der in 
Verbindung mit dieſen beiden Genoſſenſchaftsverbänden 
noch zu gründenden genoſſenſchaftlichen Einrichtungen. 

Die Aufnahme iſt indeſſen an die Vorausſetzung ge— 
knüpft, daß das genoſſenſchaftliche Inſtitut, deſſen Beamte 
ſie nachſuchen, die Verpflichtung übernimmt, vom Zeitpunkt 
des erſten Aufnahmegeſuchs an ſämtlichen alsdann neu in 
ihre Dienſte tretenden Beamten die Anmeldung zur Pen- 
ſionskaſſe vertraglich aufzuerlegen. Ausnahmen für Ein— 
zelfälle können ſtattfinden. 

Nicht aufnahmefähig ſind ſolche Beamte der vorher 
aufgeführten Kategorien, welche mit einer die Erwerbs— 
fähigkeit oder die Lebensdauer beeinträchtigenden Kranf- 
heit oder mit einem Schaden behaftet ſind, der das vor— 
zeitige Ableben oder Invalidewerden befürchten läßt, oder 
welche das 21. Lebensjahr noch nicht oder das 50. Lebens— 
jahr bereits vollendet haben. 

Die Mitgliedſchaft beginnt mit dem Tage der Auf— 
nahme in die Kaffe. Für die vor dem 1. Juli 1901 auf- 
genommenen Mitglieder wird die vor dem 1. Juli 1901 
liegende Beitragszeit nur zum dritten Teil auf die Mit— 
gliedſchaft angerechnet. 

Bis zum Eintrittsalter von 45 Jahren kann jedes 
Mitglied, das ein ausreichendes Geſundheitszeugnis bei- 
bringt, den Anſpruch auf höchſtens fünf vor dem Tage der 
Aufnahme liegende Jahre als Mitgliedsjahre dadurch er— 
werben, daß er für die betreffende Zeit von dem bei der 
Aufnahme bezogenen penſionsfähigen Dienſteinkommen die 
Beiträge nebſt vier Prozent Zinſen nachzahlt. Als Bei— 
tragsſatz für die Nachzahlung gilt derjenige, welcher dem 
Lebensalter entſpricht, in welchem das Mitglied zur Zeit 
der Leiſtung der Nachzahlung ſteht. Die Nachzahlung kann 
in Teilbeträgen geleiſtet werden, muß aber innerhalb jo 
vieler Jahre, als nachverſichert werden ſollen, beendet ſein. 
Tritt die Dienſtunfähigkeit oder der Tod vor Beendigung 
der Nachzahlung ein, ſo gilt die Mitgliedsdauer nur um 
denjenigen Zeitraum erhöht, für welchen bis dahin die 
Nachzahlungen geleiſtet waren. Eine Abkürzung der Warte- 
zeit von fünf Jahren wird durch die Nachzahlung nicht 
herbeigeführt. 
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Die vor dem 1. Juli 1901 aufgenommenen Mitglie- 
der können außer der ſoeben erwähnten Nachverſicherung 
unter den gleichen Bedingungen auch noch den Anſpruch 
auf Anrechnung der vor dem 1. Juli 1901 liegenden Bei— 
tragszeit ſich erwerben, ſoweit ſie nicht bereits nach dem 
vorher Geſagten anzurechnen iſt. 

Beſondere Beſtimmungen ſind für ſolche Mitglieder 
getroffen, welche behufs Erfüllung ihrer Militärdienſtpflicht 
oder infolge einer Mobilmachung beurlaubt werden. Bei 
dieſen ruht auf ihren Antrag die Mitgliedſchaft und damit 
auch die Leiſtung und der Anſpruch an die Kaſſe. Die 
Unterbrechung darf nicht länger als drei Jahre dauern. 
Tritt der beurlaubt Geweſene wieder in die Dienſte eines 
derjenigen Inſtitute, deren Beamte zur Mitgliedſchaft der 
Penſionskaſſe berechtigt ſind, ſo lebt die Mitgliedſchaft 
wieder auf, ſofern er nach den allgemeinen Beſtimmungen 
der Satzung für aufnahmefähig befunden wird; jedoch iſt 
er zur Nachzahlung der vollen Beiträge einſchließlich vier 
Prozent Jahreszinſen verpflichtet. Will das Mitglied dieſe 
Zahlung nicht leiſten, ſo wird die Zeit ſeines Urlaubs bei 
ſpäterer Penſionierung nicht berückſichtigt. Sofern das 
Mitglied nach beendetem Urlaub nicht in die Dienſte eines 
der in Frage kommenden Inſtitute tritt, nicht für wieder 
aufnahmefähig befunden wird oder währnd des Urlaubs 
ſtirbt, werden ihm bezw. ſeinen Hinterbliebenen die Bei— 
träge zurückerſtattet. 

Mitglieder können aus der Penſionskaſſe ausgeſchloſſen 
werde und gehen des Anſpruchs auf deren Leiſtungen ver— 
luſtig, wenn ſie 

1. wegen grober Pflichtwidrigkeiten oder infolge ſtraf— 

gerichtlicher Verurteilung wegen ehrenrühriger 
Handlungen aus ihrer Stellung entlaſſen werden, 

mit der Zahlung der Beiträge für drei aufeinan- 
derfolgende Monate im Rückſtande geblieben ſind 
und ihrer Verpflichtung trotz zweier Aufforderungen 
durch eingeſchriebenen Brief, welche außer aus— 
drücklichem Hinweis auf die einzuhaltende Zah— 
lungsfriſt und die Folgen der Nichtzahlung mit 
einem Zwiſchenraume von drei Monaten an ſie 
gerichtet wurden, innerhalb Monatsfriſt nach Em— 
fund, der zweiten Mahnung nicht nachgekommen 
ind, 

ihre Dienſtunfähigkeit abſichtlich herbeigeführt haben, 

die Aufnahme in die Kaſſe durch wiſſentlich falſche 
Angaben in dem Aufnahmeantrag oder bei der 
ärztlichen Unterſuchung erſchlichen haben. 

Bei Penſionären kann der Ausſchluß aus der Pen— 
ſionskaſſe und der Verluſt des Penſionsanſpruchs dann 
ausgeſprochen werden, wenn ſie bei Wiedererlangung der 
Dienſtfähigkeit oder Uebernahme einer anderweitigen Stell— 
ung ſich weigern, eine ihnen übertragene Stellung anzu— 
nehmen, mit welcher ein Gehalt von mindeſtens zwei Drit— 
teln des ſeitherigen Dienſteinkommens verbunden iſt. 

Witwen von Mitgliedern oder Ruhegehaltsempfängern 
verlieren ihren Anſpruch auf die Leiſtungen der Penſions— 
kaſſe, wenn ſie ſich wiederverheiraten, Kinder von Mit— 
gliedern oder Ruhegehaltsempfängern, wenn ſie das 18. 
Lebensjahr vollenden. Mitglieder, welche die Zugehörig— 
keit zur Penſionskaſſe verlieren, erhalten die aus eigenen 
Mitteln gezahlten ordentlichen Beiträge ohne Zinsvergütung 
zurück. Jedoch werden die aus eigenen Mitteln der Mit— 
glieder gezahlten Beiträge nur bis zur Höhe von öder 
insgeſamt geleiſteten Beiträge zurückgewährt. 

Verlaſſen Mitglieder der Penſionskaſſe ihre Stellung 
nicht aus dem Grunde, weil ſie behufs Erfüllung ihrer 
Militärdienſtpflicht oder infolge einer Mobilmachung beur- 
laubt ſind oder weil ſie wegen grober Pflichtverletzung 
oder infolge ſtrafgerichtlicher Verurteilung wegen ehren— 
rühriger Handlungen entlaſſen ſind oder weil ſie ihre 
Dienſtunfähigkeit abſichtlich herbeigeführt haben oder weil 
ſie die Aufnahme in die Kaſſe durch wiſſentlich falſche An— 
gabe in dem Aufnahmeantrag oder bei der ärztlichen Un— 
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terſuchung erſchlichen haben, ſondern aus andern Gründen, 
ſo können ſie als außerordentliche Mitglieder in der Pen— 
ſionskaſſe bleiben. Es gelten dann aber folgende Beſtim— 
mungen für ſie: 

1. Sie haben die jährlichen Beiträge von dem letzten 
penſionsfähigen Dienſteinkommen nach dem für das 
Beitrittsalter geltenden Satze zu bezahlen, wobei 
der Anſpruch auf die Zuſchüſſe der oben erwähnten 
Inſtitute uſw. verloren geht, 

2. ſie haben ſich allen für die ordentlichen Mitglieder 
der Penſionskaſſe geltenden Beſtimmungen zu un— 
terwerfen, 

3. ſie können ausgeſchloſſen werden, wenn ſie die Be— 
ſtrebungen der für die Penſionskaſſe in Betracht 
kommenden genoſſenſchaftlichen Inſtitute oder des 
ländlichen Genoſſenſchaftsweſens in unlauterer 
Weiſe bekämpfen. 

Der Anſpruch auf Ruhegehalt wird neben fünfjähriger 
Mitgliedſchaft in der Penſionskaſſe durch den Nachweis 
begründet, daß das Mitglied, welches die Penſionierung 
nachſucht, infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen 
Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Er— 
füllung der Pflichten der ihm übertragenen ſowie einer 
andern ihm angebotenen Stellung bei einem der für die 
Penſionskaſſe in Betracht kommenden Inſtitute, mit wel— 
cher ein Gehalt von mindeſtens zwei Dritteln des ſeit— 
herigen Dienſteinkommens verbunden iſt, dauernd unfähig 
iſt. Eines ſolchen Nachweiſes bedarf es nicht, wenn ein 
Beamter bei mindeſtens 35jähriger Dienſtzeit nach vollen— 
detem 65. Lebensjahr ſeine Verſetzung in den Ruheſtand 
beantragt. 

Die Verwaltung der Penſionskaſſe geſchieht durch den 
Vorſtand, den Aufſichtsrat und die Delegiertenverſammlung. 

Die Delegiertenverſammlung iſt die ſatzungsmäßige 
Vertretung der Penſionskaſſenmitglieder. Neben den Vor— 
ſtands- und Aufſichtsratswahlen und der Entlaſtung des 
Vorſtandes hinſichtlich der Jahresrechnung liegt ihr die 
Enthebung von Mitgliedern des Vorſtandes und des Auf— 
ſichtsrates von ihrem Amt und die Beſchlußfaſſung über 
die Aenderung der Satzung, die Auflöſung der Penſions— 
kaſſe, die Ernennung der Liquidatoren ſowie über die Ver— 
teilung des Vermögens ob. 

Die Delegierten werden von den beitragzahlenden Mit— 
gliedern der Penſionskaſſe auf drei Jahre gewählt. Außer— 
ordentliche Mitglieder und Penſionäre können nicht wählen, 
auch nicht in die Verwaltung der Penſionskaſſe ge— 
wählt werden. Auf je 15 Mitglieder entfällt ein Dele— 
gierter. Genoſſenſchaftliche Inſtitute, die wenigſtens 15 
Angeſtellte als Mitglieder in der Penſionskaſſe haben, 
bilden einen eigenen Wahlkörper. 

Kleinere genoſſenſchaftliche Inſtitute, die weniger als 
15 Angeſtellte in der Penſionskaſſe haben, werden vom 
Vorſtand zu Wahlkörpern verbunden. 

Der Vorſtand teilt die Wahlkörper mit Berückſichtigung 
der geographiſchen Lage in beſondere Wahlbezirke ein 
und weiſt ihnen die auf ſie entfallende Anzahl von Dele— 
gierten zu. 

Innerhalb der Wahlbezirke hat die Wahl der einzel— 
nen Delegierten in der Art zu geſchehen, daß die dem 
Wahlbezirk angehörigen Mitglieder die auf ſie entfallende 
Anzahl von Delegierten gemeinſam wählen. Geht die Ge— 
ſamtzahl der Mitglieder eines Wahlbezirks bei einer Tei— 
lung durch 15 nicht reſtlos auf, ſo entfällt auf die Mit— 
glieder des Wahlbezirks ein weiterer Delegierter, falls die 
überſchießende Zahl der Mitglieder wenigſtens 8 beträgt, 
dagegen nicht, wenn ſie unter 8 zurückbleibt. 

Um den Mitgliedern Gelegenheit zu geben, ſich über 
die Verhältniſſe der Penſionskaſſe zu orientieren, trifft das 
Statut die Beſtimmung, daß der Vorſtand alljährlich bis 
ſpäteſtens drei Monate nach Schluß des Geſchäftsjahres, 
das vom 1. Juli bis 30. Juni läuft, einen Jahresbericht 
über den Stand der Penſionskaſſe zu geben und dieſen 


Bericht nebſt Jahresrechnung und Bilanz jedem Mitglied 
zuzuſenden hat. 

Zur Prüfung der Geſchäfts- und Kaſſenführung wird 
ein aus drei Mitgliedern beſtehender Reviſionsausſchuß 
vom Aufſichtsrat ernannt. 

Das Vermögen der Penſionskaſſe wird entſprechend 
den geſetzlichen Beſtimmungen angelegt. 

Durch das Statut iſt dafür Vorſorge getroffen, daß 
die geſamten finanziellen Grundlagen der Penſionskaſſe 
von Zeit zu Zeit einer gründlichen Prüfung unterzogen 
werden. Zu dieſem Zwecke ſind folgende Vorſchriften ge— 
geben. 

Zum erſtenmal für den Schluß des erſten Geſchäfts— 
jahres und von da ab nach je fünf Jahren iſt von einem 
Sachverſtändigen eine verſicherungstechniſche Bilanz auf— 
zuſtellen. Hierbei müſſen die eigenen Erfahrungen der 
Penſionskaſſe hinſichtlich der inzwiſchen ſchon verſtorbenen 
aktiven und invaliden Mitglieder, nicht minder Erfahrungen 
aug verwandten Anſtalten in ſorgfältigſter Weiſe benutzt 
und mit den aus den Rechnungsgrundlagen der Kaſſe ab— 
geleiteten Reſultaten verglichen werden. Ergibt die tech— 
niſche Kaſſenprüfung einen Ueberſchuß, ſo gelangt er bis 
zum Betrage von 5% der Prämienreſerve in einen außer— 
ordentlichen Sicherheitsfonds. Hat er 5 % der Prämien- 
reſerve erreicht, jo werden weiterhin 20 % des Ueber- 
ſchuſſes ſo lange an den Sicherheitsfonds abgeführt, bis 
dieſer 10 % der Prämienreſerve beträgt. Die danach ver- 
bleibenden und etwaige weitere Ueberſchüſſe werden nach 
Vorſchlag des Sachverſtändigen auf Beſchluß des Vorſtan— 
des entweder bis zur nächſten verſicherungstechniſchen Bi— 
lanz zur gleichmäßigen Herabminderung der Beiträge ver— 
wendet oder zum Zwecke demnächſter Herabſetzung der Bei— 
träge zu einem beſondern Fonds angeſammelt oder zu 
anderweitigen im Intereſſe der Penſionskaſſe liegenden 
Zwecken gemäß dem Beſchluſſe des Vorſtandes und Auf— 
ſichtsrates verwendet. Ergibt die verſicherungstechniſche 
Bilanz einen Fehlbetrag, ſo hat die Delegiertenverſamm— 
lung darüber zu beſchließen, ob mit Wirkung für die be— 
ſtehenden Verſicherungsverhältniſſe durch Satzungsänderung 
die Beiträge erhöht oder die Leiſtungen herabgeſetzt oder 
beide Maßnahmen miteinander verbunden werden ſollen. 

Am 1. Januar 1908 betrug die Zahl der Mitglieder 
191, im Jahre 1908/09 traten 51 hinzu und 28 aus, ſo 
daß am 30. Juni 1909 214 Mitglieder vorhanden waren. 

Das Vermögen der Penſionskaſſe betrug am 1. Ja— 
nuar 1908 M. 656,345. 90. 


% Kriſis und Konſum. Im Jahresbericht der eidg. 
Fabrikinſpektoren finden ſich folgende Auslaſſungen: 

„Da das Gleichgewicht der Produktion und des Ver— 
brauchs geſtört iſt, wie wollen wir dasſelbe wieder herſtellen? 
Das iſt eine hochaktuelle Frage, die die ganze Aufmerk— 
ſamkeit derjenigen verdient, die ſich um die Zukunft unſerer 
Induſtrie und um die Löſung der politiſchen und wirt— 
ſchaftlichen Aufgaben interefjirren. 

Wir müſſen in erſter Linie ein geeignetes Mittel 
ſuchen, um die Ueberproduktion aufzuhalten, die die erſte 
Urſache der furchtbaren Kriſis iſt, welche wir ſoeben durch— 
gemacht haben und deren Wirkungen bis in die erſten 
Monate des Jahres 1910 fühlbar ſein werden. Das beſte 
Radikalmittel wäre die Arbeitszeit ſo weit zu reduzieren, 
bis das Gleichgewicht zwiſchen Produktion und Verbrauch 
wieder hergeſtellt ijt; wenn dies nicht gemacht wird, werden 
ſich die Kriſen chroniſch erhalten und ſich in immer kür— 
zeren Zwiſchenräumen wiederholen.“ 

Man kann von den Fabrikinſpektoren nicht verlangen, 
daß ſie ſich in eingehender Weiſe über Urſache, Wirkung 
und Milderung der wirtſchaftlichen Zuſtände in ihren Be- 
richten an die Bundesbehörden verbreiten. Da nun aber 
im diesjährigen Bericht ein ohne jeden Zweifel ſehr gutes 
„Radikal“-mittel genannt wird, ſo hätte es wohl ſehr nahe 
gelegen, ein weiteres und noch beſſeres „Radikal“- mittel 
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vorzuſchlagen nämlich die Organiſation des Kon— 
ſums. Hiezu hätten die Fabrikinſpektoren um ſo mehr 
Veranlaſſung, als ihnen die Inſtitution der Fabrik 
konſumvereine nicht unbekannt iſt. Die Fabrikkonſum⸗ 
vereine gehörten lange Zeit zu jenen ſozialen Maßnahmen, 
welche der Erleichterung der Lebensführung der arbeitenden 
Klaſſen dienen ſollten und wohl auch Dienſte geleiſtet haben. 

Solche Fabrikkonſumvereine erfreuten ſich oft guten 
Gedeihens, weil ſie durch den Eigentümer der Fabrik 
unterſtützt wurden, ſei es durch unentgeltliche Ueberlaſſung 
der Lokalitäten, ſei es durch Widmung eines rückzahlbaren 
oder nicht rückzahlbaren Gründungsbeitrages, ſei es durch 
ein verzinsliches oder unverzinsliches Darlehen. Es war 
ſolchen hunanitären Inſtitutionen möglich, entweder größere 
Erträgniſſe zu liefern, oder ihre Waren billiger abzugeben, 
als dies die Krämer taten. Eine beſondere Form ſolcher 
Fabrikkonſumvereine waren die Lebensmittelmagazine, wie 
ein ſolches ſeinerzeit die frühere Gotthardbahngeſellſchaſt 
erſtellen half. 

Wenn ein Gewinn für den Unternehmer ausge— 
ſchloſſen iſt und es dem Arbeiter vollkommen frei ſteht, 
ob er im Fabrikkonſumvexrein einkaufen will oder nicht, jo 
könnte man gagen dieſe Warenablageſtellen wenig einwenden. 
Aber gerade in dieſen Punkten iſt vielfach gefehlt worden, 
ſo daß wir dieſen Einrichtungeu das Wort nicht mehr reden 
möchten. 

Schreiber dieſer Zeilen leitete mit ſehr gemiſchten Ge— 
fühlen während längerer Zeit einen ſolchen Fabrikkonſum— 
verein in der franzöſiſchen Schweiz. Für das Unternehmen 
ſchaute bei der ganzen Sache nichts heraus, wohl aber 
wurde der Arbeiter genötigt hier zu kaufen und nicht da, 
wo er wollte. War er infolge ſchlechter Löhnung im Rück⸗ 
ſtande mit der Zahlung, ſo kam er nie aus ſeiner Lage 
heraus, konnte ſich alſo nie „verbeſſern“. Die Wohltat 
wurde dem Arbeiter zur Plage — und der Firma ſchließ— 
lich auch. Sie ſtellte den „Konſum“ ein! 

Aus einer Enquate der zürcheriſchen Volkswirtſchafts⸗ 
direktion iſt zu erſehen, daß im induſtriellen Kanton Zürich 
nur noch vier Fabrikkonſumanſtalten beſtehen. Seit den 
70ger und 8Oger Jahren find viele ſolcher Anſtalten ein— 
gegangen. Daneben finden ſich, wie wir der Enquete ent- 
nehmen und die wir auf die ganze Schweiz ausgedehnt 
wiſſen möchten, in 140 Etabliſſements ebenſo viele Speiſe— 
ſäle oder Eßzimmer, 91 derſelben ſind mit Speiſeräumen 
verſehen und in 18 Betrieben iſt Gelegenheit zum Zube— 
reiten von Speiſen geboten. Speiſen und Getränke werden 
nur in vereinzelten Fällen abgegeben. So können die 
Arbeiter in 20 Etabliſſements Milch (per Liter 19—20 Rp.) 
beziehen; in 8 weiteren Betrieben wird ſolche in gewiſſen 
Quantitäten und zu beſtimmter Zeit gratis abgegeben. 
In zirka 20 Geſchäften können ſchwarzer Kaffee und Tee, 
meiſt unentgeltlich bezogen werden, letzteres faſt durchweg 
da, wo bei großer Hitze gearbeitet wird. Wein, Bier, 
Moſt und alkoholfreie Getränke werden in der Regel zum 
Selbſtkoſtenpreiſe abgegeben, ebenſo kalte Speiſen, wie 
Brot, Käſe, Wurſt ꝛc. Wo Fabrikkrankenkaſſen beſtehen, 
wird dieſen ein ſich aus dieſem Verkaufe ergebender Ge— 
winn zugewieſen. An die Arbeiter und Angehörigen werden 
in 15 Betrieben Nahrungsmittel abgegeben, ſo Milch zu 
20 Rp. per Liter, Flaſchenbier zu 15 Rp., Kaffee, Obſt 
und Zucker zum Selbſtkoſtenpreis, in 4 Geſchäften auch 
Kartoffeln. Einige Fabriken der Lebensmittelbranche 
liefern den Arbeitern ihre Produkte zu bedeutend reduzierten 
Preiſen. 

In den zürcheriſchen Fabriken beſtehen zur Zeit 21 
Arbeiterkantinen. Die einen verabfolgen nur Getränke 
und kalte Speiſen zu den bereits erwähnten Preiſen, oder 
dann ganze Eſſen. Für das Frühſtück werden 25—30 Rp., 
für das Mittageſſen (Suppe, 1 Fleiſch, 1 oder 2 Gemüſe) 
45-65 Rp. und für das Abendeſſen 45—55 Rp. berechnet; 
in einem Geſchäfte wird mittags und abends Fleiſch mit 
Gemüſe zu 40 Rp. abgegeben. Eine Eiſenkonſtruktions— 
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werkſtätte ſtellt bei Montagearbeiten eine Barackenküche 
mit Koch zur Verfügung. Der Betrieb erfolgt durch die 
Arbeiter ſelbſt, 3 tägliche Mahlzeiten (2 mit Fleiſch) kommen 
auf Fr. 1.35 zu ſtehen. Eine Ziegelei berechnet für 3 
tägliche Eſſen nur 65—75 Rp., Brot nicht inbegriffen. 

Sieben dieſer Kantinen werden von den Arbeitern 
betrieben, die übrigen von den Betriebsinhabern. Es wird 
da und dort mit Defizit gearbeitet, wo ſich aber ein Nein- 
gewinn ergibt, wird er zur Verbeſſerung der Beköſtigung 
verwendet. Die Frequenz iſt meiſt eine beſcheidene, 
nur in einem Falle wird ſie als gut bezeichnet; meiſt 
variiert fie zwiſchen 10 bis ¼ der Geſamtarbeiterſchaft; 
in einem Geſchäft beträgt fie einen Drittel. 

Man erſieht aus dieſen Angaben, daß derartige Ein— 
richtungen nicht hoch eingeſchätzt werden. Und die Unter- 
nehmer, die ſolche Einrichtungen nicht bieten, möchten wir 
nicht ſcheel anſehen. Je mehr ſich die Verhältniſſe der 
Arbeiter bezüglich Lohn, Arbeitszeit und Mitſpracherecht 
in der Organiſation des Betriebes verbeſſern, deſto weniger 
werden ſie in den Fall kommen, die Beihilfe der Arbeit— 
geber bei der Ernährung in Anfpruch zu nehmen. Der 
Arbeiter will frei ſein, er will keine Wohltaten, ſondern 
Rechte, entſprechend ſeiner wirtſchaftlichen Bedeutung. 

Wenn wir die Herren Fabrikbeſitzer dieſer humanitären 
Aufgabe, Fabrikkantinen oder Fabrikkonſumanſtalten zu er— 
richten, entheben, ſo möchten wir ihnen dagegen etwas ans 
Herz legen, das auch zur Verbeſſerung ihrer Lage dient. 
Einmal möchten ſie den Arbeitern den Beitritt zu dieſem 
oder jenem Konſumverein nicht verwehren und zweitens 
möchten ſie der Organiſation des Konſums überhaupt in 
ihrem Intereſſe, d. h. im Intereſſe einer geregelten Pro— 
duktion vermehrte Aufmerkſamkeit ſchenken. Indem ſie ſich 
mehr und mehr direkt mit den Organiſationen der Konſu— 
menten in Verbindung ſetzen unter Ausſchaltung unnötiger 
Zwiſchenhändler, deſto mehr tragen ſie dazu bei, das 
„Gleichgewicht der Produktion und des Verbrauchs“ her— 
zuſtellen. Wir begrüßen jede Verkürzung der Arbeitszeit, 
aber auch bei verkürzter Arbeitszeit kann zuviel produziert 
werden, wenn eben keine Ueberſicht über den Konſum, 
über den Verbrauch des Produzierten beſteht. Wenn die 
Produzenten aus ihren periodiſchen oft beinahe perma— 
nenten Kriſen herauskommen wollen, ſo mögen ſie nicht 
blos Konſumanſtalten für die Arbeiter errichten, ſondern 
die allgemeinen Konſumanſtalten, die Regulierſtellen des 
Verbrauchs, fördern helfen. 
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chaftliche Rundſchau.“ 


Konſumvereine und Sozialdemokratiſche Partei. Am 
internationalen Sozialiſtenkongreß in Kopenhagen iſt in 
der Frage des Verhältniſſes der ſozialdemokratiſchen Partei 
zu der Konſumgenoſſenſchaftsbewegung ein Kompromiß 
zwiſchen der belgiſchen und der deutſchen Richtung zu 
Stande gekommen; die Anhänger der verſchiedenen Rich 
tungen haben ſich auf folgende, beinahe einſtimmig ange— 
nommene, Reſolution geeinigt: 

„In Erwägung, daß die Konſumvereine nicht nur 
ihren Mitgliedern unmittelbar materielle Vorteile bieten 
können, daß ſie berufen ſind, die Arbeiterklaſſe durch Aus— 
ſchaltung des Zwiſchenhandels und durch Eigenproduktion 
für den organiſierten Konſum wirtſchaftlich zu ſtärken und 
ihre Lebenshaltung zu verbeſſern, die Arbeiter zur ſelbſt— 
ſtändigen Leitung ihrer Angelegenheiten zu erziehen und 
dadurch die Demokratiſierung und Sozialiſierung der Ge— 
ſellſchaft vorzubereiten helfen, erklärt der Kongreß, daß die 
Genoſſenſchaftsbewegung, wenn ſie auch allein niemals die 
Befreiung der Arbeiter herbeiführen kann, doch eine wirk— 
ſame Waffe in dem Klaſſenkampf ſein kann, den die Ar— 
beiterſchaft um die Erringung ihres unverrückbaren Zieles, 
der Eroberung der politiſchen und ökonomiſchen Macht 


zum Zwecke der Vergeſellſchaftung aller Mittel der Pro- 
duktion und des Austauſches, führt, und daß die Arbeiter- 
klaſſe das ſtärkſte Intereſſe daran hat, dieſe Waffe zu ge— 
brauchen. Der Kongreß fordert daher alle Parteigenoſſen 
und alle gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter auf, tätige 
Mitglieder der Konſumvereinsbewegung zu werden und 
zu bleiben, und in den Konſumvereinen in ſozialiſtiſchem 
Geiſte zu wirken, um zu verhindern, daß die Konſum— 
vereine aus einem wertvollen Mittel der Organiſation 
und Erziehung der Arbeiterklaſſe ein Mittel werden könnten, 
um den Geiſt der ſozialiſtiſchen Solidarität und Disziplin 
zu ſchwächen. Der Kongreß macht es daher den Partei— 
genoſſen zur Pflicht, in ihren Konſumvereinen darauf hin— 
zuwirken, daß die Ueberſchüſſe nicht ausschließlich zur Rück— 
vergütung an die Mitglieder, ſondern auch zur Bildung 
von Fonds verwendet werden, die es den Konſumvereinen 
ermöglichen, ſelbſt oder durch ihre Verbände und Groß— 
einkaufsgenoſſenſchaften zur genoſſenſchaftlichen Produktion 
überzugehen und für die Erziehung und Bildung, ſowie 
ferner die Unterſtützung ihrer Mitglieder zu ſorgen, daß 
die Lohn- und Arbeitsverhältniſſe ihrer Angeſtellten im 
Einvernehmen mit den Gewerkſchaften geregelt werden, 
daß ihre eigenen Betriebe in jeder Hinſicht vorbildlich or— 
ganiftert find und daß beim Bezug von Waren gebührende 
Rückſicht auf die Bedingungen genommen wird, unter 
denen ſie hergeſtellt werden. Ob und inwieweit die Ge— 
nofjenjchaften die politiſche und gewerkſchaftliche Bewegung 
direkt aus ihren Mitteln unterſtützen ſollen, iſt der Ent— 
ſcheidung der genoſſenſchaftlichen Organiſationen jeden 
Landes zu überlaſſen. In der Erwägung, daß die Dienſte, 
die die Genoſſenſchaftsbewegung der Arbeiterklaſſe leiſten 
kann, um ſo größere ſein werden, je ſtärker und geſchloſſener 
ſie ſelber iſt, erklärt der Kongreß, daß die Genoſſenſchaften 
jedes Landes einen einheitlichen Verband bilden müſſen. 
Der Kongreß erklärt endlich, daß es im Intereſſe der Ar— 
beiterklaſſe in ihrem Kampf gegen den Kapitalismus er— 
forderlich iſt, daß die Beziehungen zwiſchen den politiſchen, 
gewerkſchaftlichen und genoſſenſchaftlichen Organiſationen 
immer inniger werden, ohne daß dadurch ihre Selbſt— 
ſtändigkeit angetaſtet würde.“ 

Zum Umſchlagbild. U. M. Wenn wir uns vom Stande 
des Konſumvereinsweſens in der Schweiz einen richtigen Be— 
griff machen wollen, müſſen wir uns vor Augen halten, 
daß neben dem Verbande ſchweizeriſcher Konſumvereine 
(J. S. K.) im Verbande oſtſchweizeriſcher landwirtſchaftlicher 
Genoſſenſchaften (V. o. J. G.) noch eine zweite Organiſation 
beſteht, die ſich mit dem Großeinkauf von Lebensmitteln 
und Gebrauchsgegenſtänden befaßt. Faſſen wir dieſe 
beiden Verbände zuſammen, ſo erhalten wir eine Mit— 
gliederzahl von weit über 200,000 Familien mit über 100 
Millionen Franken gemeinſamen Bezügen. Wenn wir pro 
Familie 4 Perſonen rechnen, find alſo über 800,000 Ber- 
ſonen oder rund 25% der Bevölkerung an der Konſum— 
vereinsbewegung intereſſiert. Ueber die Entwicklung der 
beiden Großeinkaufsverbände gibt die graphiſche Darſtellung 
auf der Umſchlagſeite dieſer Nummer Aufſchluß. In ge- 
nauen Ziffern ſtellſt ſich das Verhältnis der beiden Ver— 
bäude wie folgt: 


Zahl der Verbandsvereine. Amſatz. 
V. o. I. G. V. S. K. V. o. I. G. V. S. K. 
Fr. Fr. 
1887 27 — 257,232. 84 —. — 


1888 38 — 
1889 46 — 
1890 14 43 
1891 54 49 


274,281. 80 ee 
291,244. 25 —.— 
282,406. 55 —.— 
342,795. 90 = 
43,614 


1892 62 52 673,043. 16 

1893 68 38 1,492,515. 23 376,524 
1894 83 45 1,859,763. 45 572,068 
1895 100 55 2,342,115. 66 1,134,954 
1896 109 65 2,731,536. 18 1,785,675 
1897 114 71 3,185,415. 26 2,276,647 


Zahl der Verbandsvereine. Amſatz. 
V. o. l. G. V. S. K. V. o. I. G. 
Fr. Fr. 
1898 119 89 3,756,648. 82 2,617,864 
1899 121 105 3,565,682. 54 3,306,295 
1900 122 116 3,649,730. 06 3,657,366 
1901 1283 125 3,303,901. 48 4,175,893 
19022 125 133 3,773,878. 45 5,003,682 
198 126 142 4,099,313. 84 6,179,839 
1904 135 175 4,181,507. 92 7,673,238 
1905 143 204 4,769,191. 35 9,143,129 
1906 144 237 5,614,284. 10 10,648,460 
1907 148 259 6,013,190. 99 14,354,809 
1908 155 295 6,651,986. 06 17,058,794 
1909 155 311 6,830,286. 23 21,402,530 
) Internationales Genoſſenſchaftsweſen. N 
0 > 


Internationaler Großeinkauf. Wie bereits in Nr. 35 
des laufenden Jahrgangs (Seite 314) gemeldet, fand am 
5. September d. J. in Hamburg auch eine Konferenz der 
Vertreter der nationalen Großeinkaufsgenoſſenſchaften ſtatt, 
an der, mit Ausnahme der deutſchen Organiſation, alle 
bedeutenderen Großeinkaufsgenoſſenſchaften vertreten waren. 

So ſehr die Teilnehmer an dieſer Konferenz von der 
Wünſchbarkeit einer Förderung des internationalen genoſſen— 
ſchaftlichen Großeinkaufs überzeugt waren, ſo waren ſie 
doch darin einig, vaß die Bildung einer beſonderen Or— 
ganiſation hiefür zur Zeit noch verfrüht ſei, und daß durch 
ein allfälliges Fiasco einer ſolchen neuen Föderation, das 
zu gewärtigen ſei, wenn die Sache überjtürzt werde, der 
geſunde Gedauke des internationalen Zuſammenſchluſſes 
im genoſſenſchaftlichen Güteraustauſch ſchwer geſchädigt 
werden könnte. Deshalb fanden die Vorſchläge, die der 
Vertreter des V. S. K., Herr B. Jäggi, namens der 
ſchweizeriſchen Organiſation der Konferenz vorlegte, mit 
unweſentlichen Aenderungen beinahe einſtimmige Zuftim- 
mung und es wurden, entgegen dem Vorſchlage der Sub- 
kommiſſion, folgende Beſchlüſſe gefaßt: 

1. Der internationale genoſſenſchaftliche Güteraustauſch 
iſt zielbewußt anzuſtreben und zu fördern. 

2. Zur Erreichung dieſes Zieles iſt heute jedoch die 
Gründung einer eigentlichen Föderation weder notwendig 
noch empfehlenswert. Den praktiſchen Bedürfniſſen kann 
heute auch entſprochen werden, wenn die nationalen Groß⸗ 
einkaufsgeſellſchaften direkt miteinander in möglichſt enge 
geſchäftliche Beziehungen treten. 

3. a) In Ausführung der vorſtehend erwähnten Grund— 
ſätze ſoll ein periodiſcher Meinungsaustauſch über akute 
Fragen zwiſchen den Vertretern der nationalen Großein— 
kaufsgeſellſchaften ſtattfinden. 

b) Das Subkomite wird erſucht, von Zeit zu Zeit 
Konferenzen der nationalen Großeinkaufsgeſellſchaften ein- 
zuberufen, weitere Erhebungen zu machen und zu prüfen, 
wie die Anknüpfung von geſchäftlichen Beziehungen zwiſchen 
den genoſſenſchaftlichen Organiſationen der verſchiedenen 
Länder erleichtert und gefördert werden kann. 

Die Großeinkaufsgeſellſchaften ſind verpflichtet, dem 
Subkomite auf Anfragen hin alle wünſchbaren Angaben 
zu machen. 

Das Subkomite beſteht aus den Großeinkaufsgeſell— 
ſchaften von England, Frankreich, Belgien, Oeſterreich und 
der Schweiz. 


„ Umſchau. — Bei der Durchſicht der genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Preſſe und der verſchiedenſten Vereinsberichte 
müſſen wir bei unſerem Verbandsverein in Mollis einen 
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Halt machen. Vergangenen Monat ſtarb in Dorten deſſen 


langjähriger Präſident, Herr Landrat Gallatti, unter 
deſſen Vorſitz der dortige Konſumverein im Jahre 1905 
ſich als Mitglied des Verbandes angemeldet hatte. Wir 
verſichern die Hinterlaſſenen unſerer aufrichtigen Teilnahme. 
Der Genoſſenſchafter Gallatti reiht ſich dem Bilde des 
Genoſſenſchaftsvaters Jenny würdig an. 


— Bekanntlich hat die Delegiertenverſammlung in 
Lugano beſchloſſen, die Wahl des Ortes der nächſten Dele- 
giertenverſammlung dem Auſſichtsrate zu überlaſſen. Aus 
freien Stücken hat ſich bis dato unſer Verbandsverein in 
Lieſtal zur Uebernahme eventuell bereit erklärt. Vor ſechs 
Jahren fand in Lieſtal (4/5. Juni 1904) eine Delegiertenver— 
ſammlung ſtatt zur Beratung des Ankaufes von zwei Land 
parzellen, Aufbau eines Stockwerkes auf das Verwaltungs- 
gebäude an der Thierſteinerallee, Partialreviſion der Sta— 
tuten und Errichtung von Genoſſenſchaftsmühlen. 


— Unſer Verbandsverein in Cou vet hat den Milch— 
preis ab 1. September d. J. von 18 Cts. auf 20 Cts. per 
Liter angeſetzt. 

— Die Verbandsvereine in Vivis und Lauſanne 
errichten auf 1. November bezw. 1. Oktober neue Waren- 
lokale in La Tour-de-Peilz und in Pontaise. 


— Das syndicat des consommateurs de Lausanne 
et environs ändert ſeinen Namen um in Société coopera- 
tive de consommation de Lausanne et environs. 

Die Verwaltung der Société cooperative yver- 
donnoise de consommation prüft gegenwärtig die Er- 
richtung einer Hilfskaſſe und die Erhöhung des Anteil— 
ſcheinkapitals. 

Konferenz des IX. Kreiſes. K. Am letzten Sonntag 
fanden ſich die Delegierten der Verbandsvereine zur ordent— 
lichen Herbſtkonſerenz im „Rößli“ in Gränichen zuſammen. 
Anweſend waren 51 Mann; es waren alle Vereine bis 
auf Safenwil vertreten. 

Unter den Traktanden bot wohl das meiſte Intereſſe ein 
Referat von Herrn B. Jäggi, Präſident der Verwaltungs 
kommiſſion des V. S. K. über: „Der Geldverkehr der Verbands— 
vereine mit der Zentralſtelle“. Wirentnehmen dem ſehr inſtruk— 
tiven Vortrag folgendes: Schon früher wurden Anregungen 
gemacht, der Verband möchte eine Bankabteilung gründen, 
welcher Anregung aber aus verſchiedenen Gründen bis 
jetzt noch keine Folge gegeben werden konnte. Der jetzige 
Geldverkehr der Verbandsvereine mit der Zentralſtelle wird 
aber dazu führen, daß der Verband nach und nach zu 
einer Bankabteilung kommt. Der Geldverkehr iſt jetzt ſchon 
durch ein Reglement bankmäßig geregelt. Jedem Verein 
wird ein Kontokorrent eröffnet und für Guthaben 3½—4 % 
und für Schulden 5% berechnet. Die letzteren 5 % waren 
ſchon verſchiedentlich ein Stein des Anſtoßes, viele Ver⸗ 
bandsvereine glaubten ſich übervorteilt. In der Begründung 
führt dann der Referent aus, daß 5% nicht zu hoch be⸗ 
griffen ſeien, der Verband macht dabei nicht etwa noch 
ein Geſchäft. Dabei iſt zu bemerken, daß dieſe Kredite, die 
mit 5% verzinſt werden müſſen, Blankokredite ohne jede 
Deckung find, die bei keiner Bank zu 5%, erhältlich find. 
Aus dem Reglement geht hervor, daß Vereine und Ver— 
band bankmäßig verkehren. Eine eigentliche Bankabteilung 
iſt allerdings damit noch nicht realifiert. Dieſe bietet große 
Schwierigkeiten wegen den geſetzlichen Zuſtänden in den 
einzelnen Kantonen. Doch exiſtiert auch eine Art Dar⸗ 
lehensbank, welche Inſtitution von vielen Vereinen benützt 
wird, in der Weiſe, als der Verband für bezogene Waren 
Kredite gewährt. Hiefür hat er allerdings feſte Normen 
in Form eines Vertrages geſchaffen, welcher den Vereinen 
verſchiedene Klauſeln auferlegt: Bezug der Waren durch 
den Verband und einige Ueberwachung der Geſchäftsführung. 
Dieſe Klauſeln ſind von vielen Vereinen als zu hart 
empfunden worden und doch will der Verband dieſen 
no nur den Weg zu einer gedeihlichen Entwicklung 
ebnen. 


Wie joll ein Verein ſeinen Geldverkehr regeln? Dis— 
ponibles Geld ſoll dem Verband per Poſtcheck übermittelt 
werden. Die Vorteile ſind folgende: Die Vereine bekommen 
keine zu großen Barbeſtände in ihren Kaſſen; ſie haben 
nicht notwendig, mit einer Privatbank zu verkehren. Eine 
Art Giroverkehr mit dem Verband iſt alſo heute ſchon 
möglich. Die Mittel eines jeden Vereins zum notwendigen 
Betriebe ſollten von den Mitgliedern beſchaffen werden. 
Durch eine richtige Verwaltung ſollen dann auf der andern 
Seite die Vereinsorgane das Zutrauen der Mitglieder zu 
erhalten und zu gewinnen juchen. 

Das Reſums lautet demnach: die Vereine ſollen mög— 
lichſt darnach trachten, das nötige Betriebskapital von den 
Mitgliedern zu erhalten und den Geldverkehr durch den 
Verband zu leiten. 

Das mit Beifall aufgenommene Referat ſei auch an 
dieſer Stelle Herrn Jäggi beſtens verdankt. Die Diskuſſion 
wurde nur von zwei Seiten benützt, von denen eine An— 
frage dahin ging, ob vom Verband nicht Geld auf Hypo— 
theken erhältlich wäre. Herr Jäggi gibt die nötige Aus— 
kunft, betonend, daß auch hier infolge der kantonalen 
Geſetze ein Eingreifen ſehr ſchwierig ſei. Solche Begehren 
müſſen von Fall zu Fall erledigt werden. 

Das folgende Traktandum: „Allgemeines über den 
Warenmarkt“ rief einer recht animierten Diskuſſion. Herr 
Jäggi wies darauf hin, daß im ſpeziellen die Waren— 
berichte, Zirkulare und die Verbandsvertreter genügend 
Auskunft geben. Er berührt allgemeine Geſichtspunkte. 
Wir leben in einer teuren Zeit und im Winter wird es 
nicht beſſer kommen; alle Produkte ſind in die Höhe ge— 
gangen und die Feldfrüchte, beſonders die Kartoffeln, ver— 
ſprechen keine Haltbarkeit. Der Verband wird möglichſt 
dafür ſorgen, die Vereine recht zu bedienen. Die Aufträge 
ſollten dem Verband überſchrieben werden. Es folgen dann 
verſchiedene Anfragen und Reklamationen betreffend Zucker, 
Kartoffeln, Manufakturwaren und Setzzwiebeln, die vom 
Verband bezogen wurden und den Genoſſenſchafterinnen 
nicht wachſen wollten. Herr Jäggi gibt ſo viel als mög— 
lich Auſſchluß. 

Unter Verſchiedenem werden zwei Fragen berührt, 
die verdienen erwähnt zu werden. 

Herr Wüthrich-Lenzburg macht die Anregung, es 
ſollten Ausflüge von Genoſſenſchaftern zur Beſichtigung 
der Verbandsanſtalten in Pratteln und Baſel arrangiert 
werden. Nach längerer Diskuſſion, wobei die Frage im 
Vordergrund ſtand, ob dies von der Kreisleitung oder von den 
einzelnen Vereinen aus zu geſchehen habe, ſoll die Ange— 
legenheit jedem einzelnen Verein überlaſſen werden. 

Die zweite Frage betrifft die Beſteuerung der Konſum— 
vereine, die an einigen Orten zu rigoros gehandhabt wird. 
Herr Imhof-Zofingen möchte befürworten, daß dagegen 
etwas unternommen werde. Es handle ſich dabei vielfach 
um Ungleichheiten in der Handhabung des Steuergeſetzes. 
Nach längerer Diskuſſion, wobei von verſchiedenen Seiten 
betont wurde, daß ohne Reviſion des Steuergeſetzes wohl 
nicht viel zu machen ſei, wird das Traktandum fallen ge— 
laſſen. Eine Anregung von Herrn Müller-Entfelden, es 
möchten die Vereine etwas für die im Entſtehen begriffene 
aargauiſche Lungenheilſtätte tun, wird mit Beifall auf— 
genommen und über einen Antrag von Menziken, es ſollen 
im „Genoſſenſchaftlichen Volksblatt“ keine Preiſe mehr 
publiziert werden, da dieſe unter den Mitgliedern anderer 
Vereine, die teurer verkaufen, Unwillen erregen, zur Tages— 
ordnung geſchritten. Um ca. 5 Uhr konnte die ſehr an— 
regende Kreiskonferenz geſchloſſen werden. Als Ort der 
nächſten Konferenz beliebte Kölliken. 


Baſel. (W. B.-Korreip.) Infolge geſteigerter An— 
kaufspreiſe für Schlachtware war der Verwaltungsrat 
des A. C. V. Baſel gezwungen, auch die Verkaufspreiſe 
zu erhöhen. Seit Oktober 1905 iſt für Ochſenfleiſch 
keine Erhöhung im Verkaufspreis eingetreten, obſchon die 
Ankaufspreiſe ſeither nach und nach in die Höhe gingen. 
Seit einigen Monaten ſind jedoch die Preiſe für Schlacht— 
ochſen derart geſtiegen, daß einer Erhöhung des Ver— 
kaufspreiſes nicht mehr auszuweichen war. Vom 8. Ok— 
tober 1905 bis zum 7. Auguſt 1910 koſtete ein Kilo 
Ochſenfleiſch Fr. 1. 70 und jetzt Fr. 1. 80; der Preis für 
Rindfleiſch (ſunge Ochſen und Stiere), das ſeit zirka 
2 Jahren eingeführt iſt, wurde von Fr. 1.50 auf Fr. 1. 60 
per Kilo erhöht. Das Kalbfleiſch J. Qualität bleibt ſich 
im Verkaufspreis ſeit Jahren gleich und koſtet je nach 
Stück Fr. 2. 20 bis Fr. 3. 70 das Kilo (Bruſt und Hals 
Fr. 2. 20. Bug Fr. 2. 40, Stotzen Fr. 2. 60, Cotelette 
Fr. 2. 80 und Plättli ohne Knochen Fr. 3. 70). 

Das Schweinefleiſch mußte innert kurzer Zeit im Verkaufs— 
preis um 20 Cts. per Kilo erhöht werden. Das Schweine— 
fleiſch koſtet jetzt Fr. 2. 20 und der Speck Fr. 2. 10. Die 
Preistreiberei ijt geradezu bedenklich. Wie ſoll da bei dieſen 
hohen Preiſen Fleiſch auf den Tiſch der unbemittelten Be— 
völkerung kommen? Die Urſache der Teuerung liegt jedoch 
nicht beim Metzger, ſondern beim Züchter und z. T. au der 
Grenzſperre. Namentlich die Bevölkerung Deutſchlands 
empfindet die Grenzſperre ſehr. Im benachbarten Städtchen 
Lörrach koſtet z. B. das Kilo Ochſenfleiſch Fr. 2. 50, alſo 
70 Cts. mehr als in Baſel. Würde jedoch die Sperre in 
Deutſchland aufgehoben, ſo hätten wir in der Schweiz 
einen erneuten Preisaufſchlag zu gewärtigen. Ferner kommt 
noch in Betracht, daß Italien von einem Export- zu einem 
Import-Land für Ochſen geworden iſt. Ochſen werden jetzt 
meiſt aus Frankreich und Holland bezogen. Verſuche, 
Schlachtvieh aus Argentinien und Kanada zu beziehen, 
ſind ſchon wiederholt gemacht worden, haben aber nicht 
völlig befriedigt. Es fehlt eben an einer guten Organi— 
ſation und an einer guten Verpflegung der Tiere auf 
den Schiffen. Wenn die gute Verpflegung mangelt und 
zehn und mehr Prozent der Tiere auf dem Schiff um— 
ſtehen und zu Fiſchfutter werden, ſo iſt das für den Käufer, 
der die Ware auf ſeine Rechnung und Gefahr jenſeits des 
Oceans gekauft hat, kein gutes Geſchäft. Es müßten alſo 
Mittel und Wege ausfindig gemacht werden, dieſen Mängeln 
zu begegnen, was aber nicht eine Sache der Unmöglichkeit 
iſt. Dabei iſt auch die Allmacht des Landwirtſchafts— 
departements in Bern nicht außer acht zu laſſen. Es 
könnte eben ganz gut eintreffen, daß wenn das Schlacht— 
vieh geſund an der Grenze ſteht, dasſelbe wegen 
angeblicher Seuchengefahr nicht eingelaſſen würde und 
dadurch ein ganz enormer Schaden entſtünde. Die Agrarier 
haben eben eine Macht und mit dieſer iſt zu rechnen. 

„Jona. In der 38. Halbjahresrechnung der Konſum— 
genoſſenſchaft Jona, umfaſſend den Zeitraum vom 28. 
November 1909 bis 5. Juni 1910, finden wir folgende 
Empfehlung des V. S. K. die wir den Verbandsvereinen, 
ohne Ueberhebung unſererſeits, zur Beherzigung unter— 
breiten wollen: „Der Verkehr mit dem Verbande ſchweiz. 
Konſumvereine in Baſel war auch im abgelaufenen Halb— 
jahr ein ſehr reger und erreichen wir durch denſelben 
weſentliche Vorteile, namentlich in der Vermittlung der 
Schuhwaren, während wir früher in dieſem Artikel ein 
für unſere Verhältniſſe großes Lager im Betrage von 
Fr. 8—9000 halten mußten und doch lange nicht allen 
Anſprüchen genügen konnten, geht es heute an Hand 
der ſehr reichhaltigen Kataloge viel leichter und ohne 


Es mag an dieſer Stelle noch erwähnt werden, daß | Verluſte. Wir werden auch in Zukunft alle unſere Aufträge 


das Gaſthaus und Bad zum „Rößli“, wo unſere letzte Kon— 
ferenz ſtattfand, in der Nacht vom letzten Montag auf den 
Dienstag total abbrannte. Ein Glück, daß der Brand 
nicht in der Sonntagnacht ausbrach, ſonſt hätten am 
Ende noch die „Konſümler“ ſchuld ſein müſſen. 


dem Verbande, als der eigenen Zentralſtelle, zuweiſen 
und wenn alle Vereine dies immer mehr tun, ſo ſteht dem 
Verbande noch ein reiches Feld der Entwicklung offen“. 

In dieſem Halbjahr (November bis Juni) ſtieg der 
Umſatz um Fr. 8671 d. h. von Fr. 73,460 auf Fr. 82,132. 


Davon entfallen auf Bezüge von Mitgliedern Fr. 63,031 
oder per Mitglied Fr. 472 gegenüber Fr. 434 im I. Se⸗ 
meſter 1909. Der Ueberſchuß von Fr. 7872 diente zu 10 0% 
Rückvergütung, Fr. 6785, Abſchreibungen an den Mobilien 
Immobilien und am Warenkonto Fr. 700, Zuwendung 
an den Reſervefonds Fr 150 und zu einem Uebertrag 
auf neue Halbjahresrechnung, Fr. 236. Die Abſchreibung 
am Warenkonto erfolgte in Anbetracht der Schädigung 
durch das Hochwaſſer, ebenſo wird der Saldovortrag zur 
Deckung dieſes Schadens dienen müſſen um ſo den Verluſt 
auf zwei Halbjahres rechnungen zu verteilen. 

„ Kirchberg (Bern). Dem Jahresbericht des Konſum— 
vereins Kirchberg iſt zu entnehmen, daß die Mitglieder— 
zahl von 273 auf 295 angewachſen und der Jahresumſatz 
von Fr. 105,000 auf Fr. 126,000 geſtiegen iſt, alſo um 
rund 20°. Der Betriebsüberſchuß gejtattet die Aus— 
richtung einer Rückvergütung von 10% auf die einge— 
ſchriebenen Warenbezüge, ſowie die Zuweiſung von 
Fr. 2700 an den Reſervefonds, welcher damit auſ Fr. 16,267 
anſteigt. Ferner konnten dem Fr. 2258 betragenden 
Baufonds Fr. 300 zugewieſen und am Mobiliarkonto eine 
kleine Abſchreibung gemacht werden. 

Der Antrag des Vorſtandes: Fr. 50 dem Schul— 
reiſefonds der Primarſchule, Fr. 20 der Handwerkerſchule, 
Fr. 30 den Waſſergeſchädigten zuzuweiſen, wurde ein— 
ſtimmig angenommen. Für die Beratung einer Statuten— 
änderung erhielt der Vorſtand in der Generalverſammlung 
Verſtärkung durch 7 weitere Mitglieder. 

Langnau i. E. (H.⸗Korr.) Die außerordentliche Haupt— 
verſammlung des Konſumvereins Langnau, die am 21. 
Auguſt abhin im Bahnhofreſtaurant in Trubſchachen 
ſtattfand, war von etwa hundert Mitgliedern beſucht. Das 
Haupttraktandum bildete die Beſprechung über die Er— 
richtung einer Ablage in Trubſchachen. Nach der üblichen 
Begrüßung der Anweſenden gab Präſident Berger Auf— 
ſchluß über die Gründe, die zur Einberufung dieſer Ver— 
ſammlung geführt haben. An der vorletzten Haupt— 
verſammlung war von den Mitgliedern von Trubſchachen, 
Wiggen und Umgebung das Geſuch um Errichtung 
von Ablagen in dieſen beiden Ortſchaften eingegangen. 
Nachdem die Geſuchſteller damals aus verſchiedenen Grün— 
den auf eine ſpätere Zeit vertröſtet wurden, geſtalteten ſich 
in letzter Zeit die Verhältniſſe ſo, daß man der Errichtung 
einer Ablage wenigſtens in Trubſchachen näher treten 
konnte. Herr Verwalter Röthlisberger erhielt hierauf das 
Wort und verbreitete ſich in einer längeren Rede über die 
Bedeutung der Konſumvereine. Faſt in jeder größeren 
Ortſchaft des Kantons Bern, wie auch in den andern Kan— 
tonen, find heute Konſumvereine vorhanden oder es find 
ſolche im Entſtehen begriffen als eine Folge der in den 
letzten Jahren eingetretenen Lebensmittelteuerung, die teil— 
weile der Spekulation, teilweiſe auch dem neuen Lebens- 
mittelgeſetz zuzuſchreiben iſt, das vielen arge Enttäuſchungen 
brachte, da die Koſten, die das Geſetz verurſachte, von den 
Konſumenten getragen werden müſſen. Bekanntlich tragen 
die Fabrikanten ihre Auslagen an die Lebensmittelkontrolle 
nicht ſelbſt, ſondern ſchlagen ſie auf ihre Waren. Zur 
unentgeltlichen Unterſuchung aller Lebensmittel beſitzt 
übrigens auch der Verband ſchweiz. Konſumvereine in 
Baſel ein eigenes chemiſches Laboratorium, von dem auch 
wir häufig Gebrauch machen, um den Mitgliedern volle 
Gewähr für unverfälſchte Waren bieten zu können. Die 
Konſumvereine erfüllen mit ihrem Beſtreben, die Konſu— 
menten nur mit guten und preiswerten Waren zu ver— 
ſorgen, eine hohe wirtſchaftliche und ſoziale Aufgabe 
und es kann ihnen daher die Berechtigung, an den Platz 
des privaten Kleinhandels, der an Ueberfüllung krankt, 
zu treten, nicht abgeſprochen werden. Ein Krämer 
mit kleinem Umſatz, der auch nur in kleinen Quantitäten 
einkauft, muß mehr für ſeine Ware bezahlen und auch 
mehr daraufſchlagen, um ſein Auskommen zu finden, als 
ein Konſumverein, der in großen Poſten einkaufen kann, 
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niedere Preiſe erzielt und prozentual mit geringeren 
Unkoſten rechnen muß. Wenn es auch hie und da vor— 
kommt, daß ein Konſumverein nicht projperiert oder ſogar 
in Konkurs gerät, ſo trägt dabei nickt das Prinzip die 
Schuld, ſondern der Umſtand, daß die Leitung ſolcher 
Vereine ungeeigneten Leuten obliegt oder daß ſich junge 
Vereine an allzu große Unternehmungen heranwagen. 
Daß die Konſumvereine preisregulierend wirken, beweist 
auch, daß die Krämer, ſobald ſie die Konkurrenz des Kon— 
ſumvereins fürchten, die Preiſe etwas ermäßigen. Geht 
dann aber ein Konſumverein zu Grunde, dann ſteigen die 
Preiſe plötzlich wieder ſehr hoch“), und das Publikum wird 
dann erſt gewahr, welch große Vorteile ihm der Konſum— 
verein zu bieten imſtande war, abgeſehen von den Rück— 
vergütungen, die am Ende eines jeden Geſchäftsjahres den 
Mitgliedern zufallen. 

Die ſtarke Entwicklung unſeres Konſumvereins 
zeigt, daß die Bevölkerung ein gutes Zutrauen zu ihm 
beſitzt; von den minimen Anfängen im Gründungsjahr 
1899/1900 iſt der damalige Umſatz von Franken 3200 
heute bereits auf das Hundertfache geſtiegen. Da die 
zahlreichen Mitglieder von Trub, Trubſchachen und 
Umgebung nicht mehr in der bisherigen Weiſe mit den 
nötigſten Bedarfsartikeln bedient werden können, mußte 
der Vorſtand ſich mit dem Gedanken vertraut machen, der 
Errichtung einer Ablage in Trubſchachen näher zu treten. 
Von der Errichtung einer Ablage in Wiggen aber müſſe 
mit Rückſicht auf die weite Entfernung und die außerkan— 
tonale Lage zurzeit abgeſehen werden; vielleicht daß 
ſpäter die dortigen Mitglieder in anderer Weiſe befrie— 
digt werden können. Die Bedienung der Ablage Trub— 
ſchachen laſſe ſich gleichzeitig mit Bärau durchführen, gleich 
wie es jetzt mit den Ablagen Burgdorfſtraße und Zollbrück 
der Fall iſt. Wenn nicht alle Anzeichen trügen und ſich 
den bisherigen Mitgliedern noch eine Anzahl neue anreihen, 
ſo werde auch eine neue Ablage Trubſchachen ſich ſehen 
laſſen dürfen. 

In der auf das Referat folgenden Diskuſſion äußerten 
ſich zwei Redner aus Kröſchenbrunnen dahin, daß man in 
Wiggen mit Rückſicht auf die Verhältniſſe das Verlangen 
um eine Ablage zurückziehe und es mit Freuden begrüße, 


wenn eine ſolche in Trubſchachen errichtet werde. Das 
Entgegenkommen des Vorſtandes wurde verdankt. Auf 


eine Anfrage, ob zur Unterbringung der Ablage ein Haus— 
ankauf nötig ſei, gab der Präſident Berger die Auskunft, 
daß ſowohl für Kauf als auch für Miete Offerten einge— 
gangen ſeien, und daß, falls die Ablage beſchloſſen und 
ein Kauf nötig werde, man zur Behandlung dieſes Gegen— 
ſtandes eine außerordentliche Verſammlung einberufen 
und damit einen Vortragsabend verbinden werde. Darauf 
wurde eine Reſolution angenommen mit dem Auftrag an 
den Vorſtand, die Errichtung einer Ablage in Trub— 
ſchachen an die Hand zu nehmen. 

Unter „Unvorhergeſehenes“ wurden von Verwalter 
Röthlisberger die Mitglieder von Trubſchachen noch ſpe— 
ziell zur Treue und Solidarität gegenüber dem Kouſum— 
verein ermuntert, da es jetzt die Krämer an nichts fehlen 
laſſen werden, ſo viel als möglich die Kundſchaft an ſich 
zu reißen. Nachdem man auch ſonſt noch einige gute An— 
regungen entgegengenommen, wurde die von einem ge— 
noſſenſchaftlichen Geiſte getragene Verſammlung um 3½ 
Uhr geſchloſſen. 

Bei der geſpendeten Gratiswurſt und einem unge— 
zwungenen „Tanzkurſe“ pflegte man noch einige Stunden 
der Gemütlichkeit, bis die Abendzüge die „weitern“ Mit— 
glieder dem häuslichen Herde zuführten. 

) Anmerkung der Redaktion. Ein Schulbeiſpiel 
hiezu iſt in letzter Zeit aus Kerns zu berichten: Wie dort 
der Konſumverein gegründet wurde, annoncierten ſofort 
alle Krämer, daß fie auf den Einkäufen 5, 6 und mehr % 
Rabatt gewährten. Kaum war der Konſumverein verkracht, 
verſchwanden alle dieſe Plakate aus den Schaufenſtern. 
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Zürich. K.⸗Korreſp.) Die hieſige Arbeiterunion hat 
an zwei Verſammlungen die Stellungnahme des Verwal— 
tungsrates des Lebensmittelvereins in der Bierboykottfrage 
behandelt und mindeſtens die Hälfte der Redner ſprach 
ihr Mißbilligung aus darüber, daß dem Verlangen der 
organiſierten Arbeiterſchaft nicht Rechnung getragen und 
boykottiertes Bier auch während dem Boykott in den Läden 
der Genoſſenſchaft vermittelt wurde. Mit den Arbeiter- 
vertretern im Verwaltungsrat ging man beſonders ſcharf 
ins Gericht, weil auch ſie bei dem Beſchluſſe, boykottiertes 
Bier weiterzuführen, mitgewirkt hatten. Es fehlte zwar 
nicht an Stimmen, die den Beſchluß des Verwaltungsrates 
aus praktiſchen Erwägungen durchaus billigten. Dennoch 
beliebte am 15. Auguſt eine Reſolution Platten mit fol- 
gendem Wortlaut: „Die heutige Generalverſammlung findet 
in der Haltung des Verwaltungsrates eine vollſtändige 
Mißachtung der Beſchlüſſe der Vorverſammlung des Lebens— 
mittelvereins, ſie verurteilt dies und erwartet, daß zu— 
künftig Wünſche, reſp. Beſchlüſſe entſprechender Inſtanzen 
reſpektiert werden. Sollten die Verwaltungsräte dadurch 
in einen Gewiſſenskonflikt geraten, ſo erwartet die Arbeiter— 
ſchaft, daß ſie die Konſequenzen ziehen und ihre Mandate 
in die Hände der Mandatgeber zurücklegen.“ 

Herr Pfarrer P. Pflüger hatte beantragt: „Die Ver— 
ſammlung nimmt von der Debatte Kenntnis und geht zur 
Tagesordnung über.“ Mit 63 gegen 25 Stimmen, die 
auf den Antrag Pflüger fielen, wurde die Reſolution Plat- 
ten angenommen. Was iſt nun Furchtbares dieſem Be- 
ſchluſſe vorausgegangen? Der gewerkſchaftliche Sekretär 
der Arbeiterunion erſuchte in einigen Zuſchriften die Or— 
gane des L. V. Z., während der Dauer des Bierboykotts 
die Vermittlung des boykottierten Hürlimann-Bieres ein- 
zuſtellen. In Rückſicht darauf, daß in den Läden des 
L. V. Z. neben dem boykottierten auch boykottfreies Münch— 
ner-Bier an die Konſumenten abgegeben wurde, ſah ſich 
die Betriebskommiſſion des Verwaltungsrates nicht ver— 
anlaßt, dem Begehren des Gewerkſchaftsſekretärs zu ent— 
ſprechen; man ſtellte ſich von Anfang an auf den neutralen 
Standpunkt. Es konnte der Konſumentenſchaft unmöglich 
zugemutet werden auf das Hürlimann Bier zu verzichten 
und unbedingt „Boykottfreies“ zu trinken. Damit gab 
ſich der gewerkſchaftliche Sekretär nicht zufrieden, ſondern 
er beantragte der Generalverſammlung des L. V. Z. am 
16. Juli, ſie wolle beſchließen, es ſei der Verkauf von 
boykottiertem Bier im Lebensmittelverein während der 
Dauer des Bierboykotts einzuſtellen. Dieſer Antrag wurde 
in modifizierter Form — nach Einkleidung des Begehrens 
des Antragſtellers in einen Wunſch — mit 326 gegen 144 
Stimme von der Generalverſammlung angenommen. Die 
Letzteren votierten dafür, es möchte neben dem boykttierten 
auch noch boykottfreies Schweizer-Bier in den Läden des 
L. V. Z. vermittelt werden. 

Der Verwaltungsrat beſchloß in der Folge einſtimmig, 
dem Wunſche der Mehrheit der Generalverſammlung nicht 
zu entſprechen, ſondern im Sinne der 144 Votanten zu 
handeln und alſo ein drittes Bier während der Dauer 
des Boykotts den Konſumenten zu vermitteln. Der Ver— 
waltungsrat ſtellte ſich alſo, wie die Betriebskommiſſion, 
auf den durchaus neutralen Standpunkt. Er wollte ſich 
aber auch der ihm kraft der Statuten gewährleiſteten 
Rechte nicht ohne weiteres begeben, iſt doch auch er der 
Genoſſenſchaft gegenüber für einen richtigen Geſchäftsbe— 
trieb verantwortlich; man hält ſich an ihn und nicht an 
eine mehr oder weniger große Zahl von Mitgliedern, die 
an einer Generalverſammlung durch ihre Beſchlüſſe in den 
ien Betrieb einer Konſumgenoſſenſchaft hinein regieren 
wollen. a 
Solche und andere Erwägungen, die beſten Abſichten 
im Intereſſe einer ruhigen und gedeihlichen Entwickelung 
unſerer Genoſſenſchaft waren es, die den Verwaltungsrat 
des L. V. Z. bei ſeiner Beſchlußfaſſung leiteten. Dieſer 
Beſchluß wurde nun vielfach als eine offenkundige Stellung— 


nahme gegen die organiſierte Arbeiterſchaft, als eine un— 
demokratiſche Zwängerei des Verwaltungsrates und anderes 
mehr empfunden. Es war natürlich weder das eine noch 
das andere, aber ein — Sündenbock für den verloren ge— 
gangenen Kampf der Brauer mußte doch gefunden werden. 
In ähnlichen Situationen früher mußte irgend eine poli— 
tiſche Behörde, Regierungs- oder Stadtrat herhalten, dies— 
mal der Verwaltungsrat des L. V. Z. und insbeſondere 
die ſozialdemokratiſchen Mitglieder desſelben. Es iſt durch— 
aus begreiflich, daß in auswärtigen Genoſſenſchaftskreiſen 
Befürchtungen laut werden, es müſſe auf dem Platze Zürich 
auf Grund ſolcher Kundgebung zu einer Spaltung in der 
konſumgenoſſenſchaftlichen Bewegung kommen. Auch ge— 
wiſſe „Spezialfreunde“ des Genoſſenſchaftsweſens auf dem 
Platze Zürich ſelbſt lachen ſich ins Fäuſtchen ob ſolchen 
Reſolutionen, weil fie ſchon ihren Weizen in Blüte ſehen. 
Ihre Freude iſt umjonjt. Wie die zürcheriſche Arbeiter— 
ſchaft noch immer, wenn ſie gehörig „auskritiſiert“ hatte, 
wieder ihre Pflichten im politiſchen und gewerkſchaftlichen 
Leben erfüllte, ſo wird ſie auch die genoſſenſchaftliche Sache 
nicht entgelten laſſen für vermeintliche Fehler, die der 
Lebensmittelverein in keiner Weiſe verurſacht hat. In der 
zum Teil ſcharfen Diskuſſion iſt z. B. mit keiner Silbe 
die Gründung einer politiſchen oder gewerkſchaftlichen Ge— 
noſſenſchafts-Organiſation angetönt worden. Im Gegenteil 
haben auch die rückſichtsloſeſten Kritiken die Arbeiterſchaft 
zu zahlreicher Beteiligung an der neutralen genoſſenſchaft— 
lichen Organiſation aufgefordert. 

Es mag bedauerlich erſcheinen, daß ein Teil der ge— 
noſſenſchaftlichen Familie in Redewendungen und Kund— 
gebungen ſich ergeht, die nach Außen ganz falſche Eindrücke 
erwecken und geeignet ſind, konſervativ veranlagte oder 
wirtſchaftlich zu wenig aufgeklärte Leute, die für unſere 
Bewegung gewonnen werden ſollten, ſtutzig zu machen. 
Allein bei der kosmopolitiſchen Zuſammenſetzung der zürche— 
riſchen Arbeiterſchaft und ihrem Drange, die demokratiſchen 
Rechte bis zur äußerſten Konſequenz zur Anwendung zu 
bringen, laſſen ſich derartige Diskuſſionen und Beſchlüſſe 
nie vermeiden. Uebt man die nötige Geduld, ſo wird 
man es erleben, daß ſie trotz alledem den Weg zur Klarheit 
und Wahrheit weiſen werden, womit früher oder ſpäter 
der genoſſenſchaftlichen Sache doch eminent gedient ſein muß. 


Umſatzſtatiſtik. Der Umſatz im Monat Auguſt 
1910 erreichte mit Fr. 2,132,834. 30 gegenüber dem 
gleichen Zeitraum des Vorjahres eine Vermehrung von 
Fr. 500,802. 24 oder 30,68%. Die Umſatzvermehrung 
dieſes Monats wird in dieſem Jahre abſolut und relativ 
nur vom Monat März übertroffen, in dem die Zunahme 
Fr. 767,000 = 48,28 "/o betrug. 


* * 
* 

Eigenproduktion. Als erjte unſerer Zeitungen 
wird nun die „Cooperazione“ in der eigenen Druckerei 
des Verbandes hergeſtellt. Mit No. 18 des laufenden 
Jahrgangs, die in 7 verſchiedenen Ausgaben gedruckt und 
am 3. September d. J. herausgegeben wurde, iſt dieſe 
neue Tätigkeit unſerer Druckerei eröffnet worden. 

* * 


* 

Der Ausſchuß hat in ſeiner Sitzung vom 14. September 

d. J. folgende Genoſſenſchaft in den Verband aufgenommen: 

Societa Cooperativa Svizzera di Cons umo 
in Montagnola 

gegründet am 5. Juni 1910, 84 Mitglieder, ins Handels- 

regiſter eingetragen den 7. September 1910, zugeteilt dem 
Kreiſe XVIII. 


Werantwortlich für die Herausgabe: Verband ſchmei. Konſumvereint.— Beruntwortliche Redattion: Dr. Gekar Schär. 
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Verband schweiz. Konsumvereine. 
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Unsere Röst-Kaffee. 
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No. A. Extra kräftige, billige Spezial-Mischung für die Westschweiz. 
„ 000. Kräftige, billige Mischung. 


„ 00. Ausgiebige südamerikanische Mischung, beliebt in der ganzen 
Schweiz. 


75 O. Feine, sehr beliebte Zentralamerika-Mischung, gangbarste Sorte 
für die ganze Schweiz. 


„ 1. Kräftige, ausgiebige Liberia-Mischung für Jura und Ostschweiz. 
„ 2. Feine und kräftige Mischung, sehr beliebt in der ganzen Schweiz. 
72 B. Feine, sehr gut eingeführte Malabar-Mischung für die ganze Schweiz. 


77 3. Hochfeine Mischung. 
72 6. Kräftige Salvador-Perl-Mischung für Ost- und Zentralschweiz. 
„ 7. Milde, südamerikanische Perl-Mischung. 


33 9. Hochfeine, ausgiebige, sehr beliebte Malabar-Perl-Mischung, in 
der ganzen Schweiz sehr beliebt. 


„ 10. Extrafeine, ausgesuchte Porto-Rico- u. Ostindisch Perl-Mischung. 


EE 


Der rapid zunehmende Konsum in allen unseren Röstkaffee-Sorten 
liefert uns den Beweis, dass sie in jeder Hinsicht den Konkurrenzprodukten 
ebenbürtig und dazu wohlfeiler sind. 


2 


Die beste Wahrung der Interessen der Konsumvereinsmitglieder besteht 
in der Deckung des Bedarfs bei der eigenen Grosseinkaufsstelle. 
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25 die Mögliohkeit geboten, 


ihren Mitgliedern ohne 
kostspieliges Lager 


Haushaltungsartikel 
Spielwaren 
und Feldgeräte 


zu beschaffen. 
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Jede Hausfrau 


findet im Kataloge mit 
Leichtigkeit die ihr zu- 
sagenden Artikel. 
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D* Haushaltungsartikel-Katalog sollte in jedem Konsumladen den Mitgliedern zur 
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Konsultation bereit gehalten werden. Kataloge werden auf Verlangen, ent- 
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sprechend der Zahl der Ablagen, nachgeliefert. 
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Verantwortlich für den Druck: G. Krebs in Baſel. 
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